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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 999/2014 DER KOMMISSION
vom 23. September 2014

zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Ammoniumnitrat mit
Ursprung in Russland im Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 2009 iiber den Schutz gegen gedumpte
Einfuhren aus nicht zur Europiischen Gemeinschaft gehorenden Lindern ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 4 und
Artikel 11 Absidtze 2 und 5,

in Erwigung nachstehender Griinde:

1. VERFAHREN
1.1. Geltende Mafinahmen

(1)~ Mit der Verordnung (EG) Nr. 2022/95 (3 fithrte der Rat einen endgiiltigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren
von Ammoniumnitrat, das derzeit unter den KN-Codes 3102 30 90 und 3102 40 90 eingereiht wird, mit
Ursprung in Russland ein. Nach einer weiteren Untersuchung, bei der sich herausstellte, dass der Zoll aufgefangen
wurde, wurden die Mafnahmen durch die Verordnung (EG) Nr. 663/98 des Rates (°) gedndert. Nach der einer ers-
ten Auslaufuberpriifung und einer ersten Interimsiiberpriifung gemifl Artikel 11 Absatz 2 beziehungsweise
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 (,Grundverordnung®) wurde mit der Verordnung (EG)
Nr. 658/2002 (%) des Rates ein endgiiltiger Antidumpingzoll in Héhe von 47,07 EUR pro Tonne auf die Einfuhren
von Ammoniumnitrat der KN-Codes 3102 30 90 und 3102 40 90 mit Ursprung in Russland eingefiihrt. Im wei-
teren Verlauf wurde eine Interimsiiberpriifung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung beziiglich der
Warendefinition durchgefiihrt; darauthin wurden mit der Verordnung (EG) Nr. 945/2005 des Rates (°) endgiiltige
Antidumpingzolle in Hohe von 41,42 EUR bis 47,07 EUR je Tonne auf die Einfuhren fester Diingemittel mit
einem Gehalt an Ammoniumnitrat von mehr als 80 GHT, die derzeit unter den KN-Codes 3102 30 90,
3102 40 90, ex 3102 29 00, ex 3102 60 00, ex 3102 90 00, ex 3105 10 00, ex 3105 20 10, ex 3105 51 00,
ex 3105 59 00 und ex 3105 90 20 eingereiht werden, mit Ursprung in Russland eingefiihrt.

(2)  Im Anschluss an eine zweite Auslaufiiberpriifung und eine zweite teilweise Interimsiiberpriifung nach Artikel 11
Absitze 2 und 3 der Grundverordnung beschloss der Rat mit der Verordnung (EG) Nr. 661/2008 (°), die gelten-
den Mafnahmen aufrechtzuerhalten. Abgesehen von der EuroChem-Gruppe (), fiir die der feste Zollbetrag im
Bereich von 28,88 EUR bis 32,82 EUR pro Tonne lag, blieb der Zoll unverindert.

(3)  Mit dem Beschluss 2008/577EG (%) nahm die Europiische Kommission (,Kommission®) Verpflichtungsangebote
mit Hochstmengen der russischen Hersteller JSC Acron und JSC Dorogobuzh, die zur Acron Holding Company
gehoren (und gemeinsam als ,Acron” bezeichnet werden), sowie der EuroChem-Gruppe an. Mit dem Beschluss
2012/629(EU (°) widerrief die Kommission die Annahme der von der EuroChem-Gruppe angebotenen Verpflich-
tung wegen Undurchfiihrbarkeit.

() ABLL 343 vom 22.12.2009, S. 51.

(}) Verordnung (EG) Nr. 2022/95 vom 16. August 1995 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Ammo-
niumnitrat mit Ursprung in Russland (ABI. L 198 vom 23.8.1995, S. 1).

(}) Verordnung (EG) Nr. 663/98 des Rates vom 23. Mirz 1998 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2022/95 zur Einfithrung eines end-
giiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Ammoniumnitrat mit Ursprung in Russland (ABI. L 93 vom 26.3.1998, S. 1).

(*) Verordnung (EG) Nr. 658/2002 vom 15. April 2002 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Ammo-
njumnitrat mit Ursprung in Russland (ABL. L 102 vom 18.4.2002, S. 1).

() Verordnung (EG) Nr. 945/2005 des Rates vom 21. Juni 2005 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 658/2002 zur Einfithrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Ammoniumnitrat mit Ursprung in Russland und der Verordnung (EG)
Nr. 132/2001 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Ammoniumnitrat mit Ursprung in unter ande-
rem der Ukraine nach einer teilweisen Interimsiiberpriifung gemafl Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 (ABL L 160
vom 23.6.2005, S. 1).

(®) Verordnung (EG) Nr. 661/2008 des Rates vom 8. Juli 2008 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von
Ammoniumnitrat mit Ursprung in Russland nach einer Uberpriifung wegen bevorstehenden Auferkrafttretens gemif Artikel 11
Absatz 2 und einer teilweisen Interimsiiberpriifung gemafd Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 (ABL L 185 vom
12.7.2008, S. 1).

() Nach dem Beschluss 2008/577EG, auf den im ndchsten Erwigungsgrund verwiesen wird, besteht die EuroChem-Gruppe aus: OJSC
»Azot“, Novomoskovsk, Russland; OJSC ,Nevinnomyssky Azot“, Nevinnomyssk, Russland; OJSC Mineral and Chemical Company ,Euro-
chem*, Moskau, Russland und EuroChem Trading GmbH, Zug, Schweiz.

() Beschluss 2008/577/EG der Kommission vom 4. Juli 2008 zur Annahme von Verpflichtungsangeboten im Zusammenhang mit dem
Antidumpingverfahren betreffend die Einfuhren von Ammoniumnitrat mit Ursprung in Russland und der Ukraine (ABL L 185 vom
12.7.2008, S. 43).

() Beschluss 2012/ )629 [EU der Kommission vom 10. Oktober 2012 zur Anderung des Beschlusses 2008/577/EG der Kommission zur
Annahme von Verpflichtungsangeboten im Zusammenhang mit dem Antidumpingverfahren betreffend die Einfuhren von Ammonium-
nitrat mit Ursprung in Russland (ABL. L 277 vom 11.10.2012, S. 8).



L 280/20 Amtsblatt der Europdischen Union 24.9.2014

(4)  Mit seinem Urteil vom 10. September 2008 (), ausgelegt durch das Urteil vom 9. Juli 2009 (3, erklirte das
Gericht die Verordnung (EG) Nr. 945/2005, soweit sie das JSC Kirovo-Chepetsky Khimichesky Kombinat
(.Kirovo“), Teil der OJSC UCC UralChem (,UralChem®), betrifft, fiir nichtig. Mit der Verordnung (EG)
Nr. 989/2009 (°) dnderte der Rat die Verordnung (EG) Nr. 661/2008 entsprechend. Folglich gilt der Antidumping-
zoll (47,07 EUR pro Tonne) fur das Unternehmen Kirovo nur fiir Einfuhren von Ammoniumnitrat, das derzeit
unter den KN-Codes 3102 30 90 und 3102 40 90 eingereiht wird.

1.2.  Antrag auf Auslaufiiberpriifung

(5)  Nach Bekanntmachung des bevorstehenden Auferkrafttretens (*) der Antidumpingmafnahmen erhielt die Kom-
mission einen Antrag auf Einleitung einer Uberpriifung wegen des bevorstehenden AuRerkrafttretens dieser Maf-
nahmen (,Auslaufuberpriifung®) nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung. Der Antrag wurde am 28. Mirz
2013 von einem Unionsverband von Diingemittelherstellern, Fertilisers Europe (,Antragsteller), im Namen von
Unionsherstellern eingereicht, auf die mehr als 25 % der gesamten Unionsproduktion der betroffenen Ware entfal-
len.

(6)  Der Antrag wurde damit begriindet, dass das Dumping und die Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union bei
einem Auferkrafttreten der Mafnahmen wahrscheinlich anhalten und erneut auftreten wiirden.

(7)  Nach seiner Unterrichtung wandte der Verband der russischen Diingemittelhersteller (RFPA) ein, dass der Uber-
pritfungsantrag lediglich von einem bestimmten Anteil der Unionshersteller von Ammoniumnitrat in Diingemit-
telqualitdt (FGAN) unterstiitzt werde und dass auf die Unionshersteller samtlicher Qualititen von Ammoniumnit-
rat und anderer Ammoniumnitratdiingemittel ein dreimal so hohes Volumen entfalle wie auf den Antragsteller.
Dieser Einwand ist jedoch unbegriindet, da der Antragsteller und die Unterstiitzer des Antrags neben FGAN auch
andere unter diese Auslaufiiberpriifung fallende Waren herstellen. Somit wurde der Antrag nicht nur von Herstel-
lern von FGAN unterstiitzt, sondern auch von Herstellern anderer Typen der betroffenen Ware, und der quantita-
tive Schwellenwert fiir die Einleitung der Uberpriifung wurde erreicht.

1.3.  Einleitung einer Auslaufiiberpriifung

(8)  Die Kommission kam nach Anhorung des Beratenden Ausschusses zu dem Schluss, dass geniigend Beweise fiir
die Einleitung einer Auslaufiiberpriifung vorlagen; daher leitete sie am 12. Juli 2013 im Wege einer im Amtsblatt
der Europdischen Union veroffentlichten Bekanntmachung () (,Einleitungsbekanntmachung®) eine Auslaufiiberprii-
fung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung ein.

(9)  Der RFPA nahm vor der Einleitung der Untersuchung zu den geltenden Mafnahmen Stellung und zog deren
Rechtmafigkeit in Zweifel. Dieselbe Partei brachte vor, es gebe keinen Anlass fur die Einleitung einer Auslaufiiber-
priifung, wenn die Angaben zugrunde gelegt wiirden, die im Vorfeld der Einleitung der Uberpriifung zur Wahr-
scheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings und der Schidigung im Falle eines Aufer-
krafttretens der Maffnahmen an die Kommission iibermittelt worden waren.

(10) Die Kommissionsdienststellen erwiderten dieser interessierten Partei, dass die Standpunkte anderer Parteien als
des Antragstellers erst nach der Einleitung der Untersuchung eingehend gepriift werden.

(11)  Um ihre Verteidigungsrechte besser ausiiben zu konnen, beantragte dieselbe interessierte Partei Zugang zum
Antrag auf eine Auslaufiiberpriifung in der am 28. Mirz 2013 eingereichten Fassung, auf den in der Einleitungs-
bekanntmachung verwiesen wurde, sowie zum Schreiben zur Anforderung noch fehlender Informationen, das die
Kommissionsdienststellen im Zusammenhang mit dem Antrag auf eine Auslaufiberpriifung an den Antragsteller
tbermittelten. Die Kommissionsdienststellen unterrichteten die interessierte Partei, dass der Beschluss tiber die
Einleitung einer Untersuchung einzig auf der konsolidierten Fassung des Antrags basierte, in der die Antwort auf
das Schreiben zur Anforderung noch fehlender Informationen bereits enthalten war. Frithere Fassungen und Ent-
wiirfe sind nicht relevant. Daher stellt die Verwehrung des Zugangs zur urspriinglichen Fassung und zu dem
Schreiben keine Verletzung der Verteidigungsrechte der Partei dar. Die Partei ersuchte den Anhorungsbeauftragten
der GD Handel, in Bezug auf diese angebliche Verletzung der Verteidigungsrechte einzugreifen. Der Anhorungsbe-
auftragte schloss sich am 4. Marz 2014 der Auffassung der Kommissionsdienststellen an.

(12) Die interessierte Partei beantragte zudem Zugang zu Antriagen auf Auslaufuberpriifungen fir zwei andere, unter-
schiedliche Verfahren. Die Partei argumentierte, dass sie durch Zugang zu den Dokumenten dieser als unbegriin-
det abgelehnten Antrdge in der Lage wire, die Umstinde der beiden Fille mit der anhingigen Uberpriifung zu

(") Rechtssache T-348/05.

(*) Rechtssache T-348/05 INTP. .

(}) Verordnung (EG) Nr. 989/2009 des Rates vom 19. Oktober 2009 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 661/2008 zur Einfithrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Ammoniumnitrat mit Ursprung in Russland (ABL L 278 vom 23.10.2009, S. 1).

(*) ABL C349vom 15.11.2012,S.19.

() ABL C200vom 12.7.2013,S.12.



24.9.2014 Amtsblatt der Europdischen Union L 280/21

vergleichen, um die Analysen der Kommission zur ausreichenden Begriindung der Antrige in den jeweiligen Fil-
len nachzuvollziehen und so ihre Verteidigungsrechte angemessen ausiiben zu konnen. Der Partei wurden alle
Klarstellungen der Kommissionsdienststellen iibermittelt, und der Anhorungsbeauftragte schloss sich am 4. Marz
2014 der Auffassung der Kommissionsdienststellen an.

1.4, Untersuchung
1.4.1.  Untersuchungszeitraum der Uberpriifung und Bezugszeitraum

(13) Die Untersuchung eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings bezog sich auf den Zeitraum vom
1. Juli 2012 bis zum 30. Juni 2013 (,Untersuchungszeitraum der Uberpriifung* oder ,UZU"). Die Untersuchung
der fur die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit eines Wiederauftretens der Schiddigung relevanten Entwicklungen
betraf den Zeitraum vom 1. Januar 2010 bis zum 30. Juni 2013 (,Bezugszeitraum®).

(14) Nach seiner Unterrichtung brachte der RFPA vor, dass die Anderung der Methodik, ndmlich die Verkiirzung des
Bezugszeitraums im Vergleich zur letzten Auslaufiberpriifung, die zur Verordnung (EG) Nr. 661/2008 fiihrte,
ungerechtfertigt sei.

(15) Die Kommission ist der Auffassung, dass die vom RFPA geltend gemachten Umstinde keine Anderung der Metho-
dik im Sinne des Artikels 11 Absatz 9 der Grundverordnung darstellen. In jedem Fall ist auf Folgendes hinzuwei-
sen: Die Kommission verfolgt den Ansatz, dass der Bezugszeitraum in der Regel den UZU und die drei vorange-
gangenen Kalenderjahre umfasst, es sei denn, der UZU selbst umfasst bereits einen erheblichen Teil des vorangeh-
enden Kalenderjahres. Im letztgenannten Fall konnen ausnahmsweise vier Kalenderjahre beriicksichtigt werden.
Dieser Fall trat bei der vorausgegangenen Auslaufiiberpriifung ein. Das Vorbringen wird daher zuriickgewiesen.

1.4.2.  Von der Untersuchung betroffene Parteien

(16) In der Einleitungsbekanntmachung wurden interessierte Parteien aufgefordert, mit der Kommission Kontakt aufzu-
nehmen, damit sie an der Untersuchung mitarbeiten konnen. Ferner unterrichtete die Kommission eigens den
Antragsteller, andere ihr bekannte Unionshersteller, die ihr bekannten ausfithrenden Hersteller, die Behorden Russ-
lands (,betroffenes Land“), die ihr bekannten Einfiihrer, Lieferanten, Verwender und Hindler sowie bekannterma-
en betroffene Verbande tiber die Einleitung der Untersuchung und forderte sie zur Mitarbeit auf.

(17) Interessierte Parteien hatten die Moglichkeit, zur Einleitung der Untersuchung Stellung zu nehmen und eine Anho-
rung durch die Kommission und/oder den Anhérungsbeauftragten der Generaldirektion Handel zu beantragen.

1.4.3.  Stichprobenverfahren

(18) In der Einleitungsbekanntmachung wies die Kommission darauf hin, dass die interessierten Parteien mdglicher-
weise in die Stichprobe nach Artikel 17 der Grundverordnung aufgenommen werden.

a) Bildung einer Stichprobe der Unionshersteller

(19) In der Einleitungsbekanntmachung gab die Kommission an, dass sie eine vorldufige Stichprobe der Unionsherstel-
ler gebildet hatte. Die Kommission traf die Auswahl fiir die Stichprobe auf der Grundlage der Produktion in der
Union und der Verkaufsmengen auf dem Unionsmarkt der gleichartigen Ware wihrend des UZU. Diese Stich-
probe umfasste vier Unionshersteller in Frankreich, Litauen, Polen und dem Vereinigten Konigreich (1), auf die
zusammen etwa 42 % der Unionsproduktion und 41 % der Unionsverkdufe entfielen. Die Kommission forderte
alle interessierten Parteien auf, zur vorldufigen Stichprobe Stellung zu nehmen.

(20)  Eine interessierte Partei argumentierte, dass die vorldufige Stichprobe der Unionshersteller nur Hersteller von
Ammoniumnitrat, das derzeit unter den KN-Codes 3102 30 90 und 3102 40 90 eingereiht wird, umfassen solle,
wie urspriinglich in der Verordnung (EG) Nr. 2022/95 festgelegt, und nicht auch Hersteller fester Diingemittel mit
einem Gehalt an Ammoniumnitrat von mehr als 80 GHT, die derzeit unter den KN-Codes ex 3102 29 00,
ex 3102 60 00, ex 3102 90 00, ex 3105 10 00, ex 3105 20 10, ex 3105 51 00, ex 3105 59 00 und
ex 3105 90 20 eingereiht werden, wie in Verordnung (EG) Nr. 945/2005 festgelegt.

(") AB Achema, Grupa Azoty Zaklady Azotowe, Grow How UK limited und YARA France S.A.
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(21) Hintergrund dieser Argumentation war, dass das Gericht erster Instanz mit seinem in Erwdgungsgrund 4 genann-
ten Urteil in der Rechtssache T-348/05 die Verordnung (EG) Nr. 945/2005, in der die Warendefinition im Ver-
gleich zur urspriinglichen Untersuchung erweitert worden war, fiir nichtig erklart hatte.

(22) Dieses Argument ist unbegriindet. Mit dem fraglichen Urteil wurde die Verordnung (EG) Nr. 945/2005 nur fiir
nichtig erkldrt, soweit sie einen bestimmten ausfithrenden russischen Hersteller betraf. Fiir alle anderen russischen
Hersteller gilt weiterhin die Warendefinition der Verordnung (EG) Nr. 945/2005. Abgesehen davon stellen alle
Unionshersteller der Stichprobe Ammoniumnitrat her, das derzeit unter den KN-Codes 3102 30 90 und
3102 40 90 eingereiht wird. Die unter den anderen KN-Codes eingereihten festen Diingemittel werden vom Wirt-
schaftszweig der Union hergestellt und sind schlicht das Ergebnis zusitzlicher chemischer Vorginge oder des
Mischens zur Herstellung von Volldiinger, auch ,stabilisierte Diingemittel“ oder ,Mischungen® genannt, sofern der
Gehalt an Stickstoff mehr als 28 GHT oder der Gehalt an Ammoniumnitrat mehr als 80 GHT betrigt.

(23)  Die Stichprobe ist daher reprasentativ fir den Wirtschaftszweig der Union.

b) Bildung einer Stichprobe der Einfithrer

(24) Damit die Kommission tiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls Stich-
proben bilden konnte, bat sie unabhingige Einfihrer um Vorlage der in der Einleitungsbekanntmachung aufge-
fithrten Informationen.

(25) Da kein unabhingiger Einfithrer auf die Stichprobenfragebogen antwortete, eriibrigte sich eine Stichprobenbil-
dung.

0) Bildung einer Stichprobe der ausfithrenden Hersteller in Russland

(26) Damit die Kommission tiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls Stich-
proben bilden konnte, bat sie alle ausfithrenden Hersteller in Russland um Vorlage der in der Einleitungsbekannt-
machung aufgefithrten Informationen. Ferner ersuchte sie die Stindige Vertretung Russlands bei der Union, gege-
benenfalls andere ausfithrende Hersteller zu ermitteln und/oder zu kontaktieren, die an einer Mitarbeit an der
Untersuchung interessiert sein konnten.

(27)  Acht ausfuhrende Hersteller im betroffenen Land ibermittelten die erbetenen Angaben und stimmten zu, in die
Stichprobe einbezogen zu werden. Wihrend des UZU erfolgten die meisten Einfuhren in die Union im Rahmen
der angenommenen Verpflichtungen. Nach Artikel 17 Absatz 1 der Grundverordnung bildete die Kommission
eine Stichprobe aus vier ausfithrenden Herstellern, die in der verfiigbaren Zeit in angemessener Weise untersucht
werden konnten. Auf diese Hersteller entfiel die grofite Menge der gesamten Ausfuhrverkdufe. Darunter waren
zwei Unternehmen, die im UZU im Rahmen der Verpflichtung Ausfuhrverkiufe in die Union titigten. Alle der
Kommission bekannten betroffenen ausfithrenden Hersteller und die Behérden des betroffenen Landes wurden
nach Artikel 17 Absatz 2 der Grundverordnung zur Bildung einer Stichprobe konsultiert. Es gingen keine Stel-
lungnahmen ein. Die Kommission beschloss daher, die vorgeschlagene Stichprobe beizubehalten und unterrichtete
alle interessierten Parteien entsprechend iiber die endgiiltige ausgewahlte Stichprobe.

(28)  Die Kommission hat die folgenden vier Unternehmen fiir die Stichprobe ausgewahlt:

— Acron;

— EuroChem;

— UralChem;

— OJSC SBU Azot (,SBU Azot").

(29)  Auf die Stichprobe entfielen nach den Angaben in den Stichprobenfragebogen im UZU 88 % der Gesamtmenge
der Ausfuhrverkdufe aus Russland in die Union und in Drittstaaten.

1.4.4.  Fragebogenantworten und Kontrollbesuche

(30) Die Kommission sandte Fragebogen an alle russischen ausfithrenden Hersteller, die dies beantragt hatten, sowie an
die in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller, -verwender und Wirtschaftsverbiande in der Union, die sich
innerhalb der in der Einleitungsbekanntmachung gesetzten Fristen gemeldet hatten.

(31)  Fragebogenantworten gingen ein von den vier in die Stichprobe einbezogenen russischen ausfithrenden Herstel-
lern und von den vier in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern. Ein Wirtschaftsverband, der Verwender
vertritt, nimlich der Nationale Bauernverband von England und Wales (National Farmers’ Union of England and
Wales — NFU), beantwortete den Fragebogen teilweise.
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(32)  Von den russischen ausfithrenden Herstellern beantwortete nur Acron den Fragebogen vollstindig. Die anderen
drei in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen — EuroChem, UralChem und SBU Azot — beantworteten den
Fragebogen nur teilweise und lieferten dabei lediglich Angaben zur Kapazitit und zu den Gesamtverkaufszahlen
ab Werk sowie bestimmte Informationen iiber ihre Produktionskosten. Diese teilweisen Antworten versetzten die
Kommission nicht in die Lage, die Verkaufszahlen sowie die Produktionskosten dieser Unternehmen vollstindig
zu priifen.

(33) Die Kommission unterrichtete die betreffenden drei in die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Hersteller iiber
ihre Absicht, Artikel 18 der Grundverordnung in Bezug auf die nicht gemachten Angaben anzuwenden, und sie
machten von ihrem Recht Gebrauch, vom Anhérungsbeauftragten angehort zu werden. Zudem gab die Kommis-
sion in den speziell fir die drei in die Stichprobe einbezogenen ausfilhrenden Hersteller bestimmten Unterrich-
tungsdokumenten an, welche vom jeweiligen Unternehmen zur Verfiigung gestellten Daten sie in ihrer Analyse
verwendet hatte und welche Daten fiir unvollstindig erachtet worden waren, weshalb im Einklang mit Artikel 18
Absatz 1 der Grundverordnung ,verfiigbare Fakten“ verwendet wurden. Insbesondere verwendete die Kommission
anstelle genauer Zahlen, die auf Listen basieren, in denen alle Geschiftsvorginge einzeln aufgefithrt sind, Gesamt-
verkaufszahlen ab Werk.

(34)  Ferner bat ein Einfithrer vertretender Verband, der Europiische Verband der Diingemitteleinfithrer (,EFIA®), im
Namen seiner Mitglieder um Anerkennung als interessierte Partei und tibermittelte schriftlich eine Stellungnahme.
Drei unabhingige Einfiihrer gaben an, sie hitten die Einfuhr von Diingemitteln mit Ursprung in Russland voll-
stindig eingestellt.

(35)  Schriftliche Stellungnahmen gingen zudem von mehreren Verwenderverbinden ein; im Einzelnen handelte es sich
um den Ausschuss der berufsstindischen landwirtschaftlichen Organisationen der Europdischen Union (COPA),
den Allgemeinen Verband der landwirtschaftlichen Genossenschaften der EU (COGECA), den NFU sowie die bei-
den Verbinde Franzosischer Verband des Handels und der Mischung von Diingemitteln (AFCOME) und Allgemei-
ner Verband der Erzeuger von Weizen und anderer Getreide (AGPB) aus Frankreich.

(36) Die Kommission holte alle Informationen ein, die sie fiir die Ermittlung des Dumpings, der daraus resultierenden
Schidigung und dem Unionsinteresse benétigte, und priifte sie. In den Betrieben der folgenden Unternehmen
wurden Kontrollbesuche nach Artikel 16 der Grundverordnung durchgefithrt:

Unionshersteller

— AB ,ACHEMA®, Jonolaukio k., Ruklos sen., Jonavos r., Litauen;
— Grupa Azoty Zaklady Azotowe ,Pulawy” S.A, Polen;
— Grow How UK limited, Ince, Vereinigtes Konigreich;

— YARA France S.A., Frankreich.

Ausfiihrende Hersteller in Russland

— JSC Acron, JSC Dorogobuzh, verbundener Hindler ZAO Agronova — Bryansk (Acron);

— Eurochem MMC OJSC, OJSC Nevinnomyssky Azot und OJSC Novomoskowskaya Joint-Stock Company Azot
(EuroChem);

— OJSC UCC UralChem, Berezniki Azot und Kirovo-Chepetsk Chemical works (UralChem);
— Kemerovo JSC ,Azot“ und LLC ,Angarsk Nitrogent Fertilizer Plant“ (SBU Azot).

Verbundener Einfiihrer
— Agronova Europe AG, Switzerland (verbunden mit Acron).
1.5.  Unterrichtung

(37)  Am 13. Juni 2014 unterrichtete die Kommission alle interessierten Parteien iiber die wesentlichen Tatsachen und
Erwigungen, auf deren Grundlage sie beabsichtigte, die Aufrechterhaltung der geltenden Antidumpingmafinah-
men vorzuschlagen, und ersuchte alle interessierten Parteien um eine Stellungnahme. Die Stellungnahmen der
interessierten Parteien wurden von der Kommission gepriift und — soweit angezeigt — beriicksichtigt.

(38) Nach der Unterrichtung brachte der RFPA erneut vor, dass eine Reihe angeblicher Verfahrensfehler bei der Uber-
prifung unterlaufen seien, und wies auf die Weigerung der Kommission hin, Zugang zur urspriinglichen Fassung
des vom Antragsteller am 28. Marz 2013 eingereichten Antrags zu gewihren, sowie auf die angeblich nicht frist-
gerechte Gewdhrung des Zugangs zur nichtvertraulichen Fassung.
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(39) Was den Antrag auf Zugang zur urspriinglichen Fassung des Antrags auf Uberpriifung anbelangt, hat die Kom-
mission mehrfach schriftlich und mindlich, unter anderem auf Sitzungen unter Leitung des Anhérungsbeauftrag-
ten, die Griinde erldutert, warum diesem Antrag unter Zugrundelegung des geltenden Rechtsrahmens nicht ent-
sprochen werden konnte.

(40) In Bezug auf die angeblich nicht fristgerechte Gewihrung des Zugangs zur nichtvertraulichen Fassung ist die
Kommission der Auffassung, dass die Verteidigungsrechte des RFPA nicht beeintrachtigt gewesen wiren, selbst
wenn dieses Vorbringen gerechtfertigt ware. Erstens unterrichtete die Kommission den RFPA fristgerecht iiber die
wesentlichen Tatsachen, auf deren Grundlage sie beabsichtigte, die Mafinahmen aufrechtzuerhalten, und gab dem
RFPA ausreichend Zeit fiir eine Reaktion. Zweitens war dem RFPA vor dieser Unterrichtung Zugang zur gesamten
nichtvertraulichen Fassung gewihrt worden.

(41) Der RFPA fihrte auflerdem an, dass Sitzungen, die die Kommissionsdienststellen mit dem Antragsteller im Mai
und April 2014 abgehalten hitten, ,im Gegensatz zum tiblichen Vorgehen® nicht in die nichtvertrauliche Fassung
aufgenommen worden seien und dass der Antragsteller im Mai 2014 zusammen mit den vertraulichen Daten
keine angemessene nichtvertrauliche Zusammenfassung vorgelegt habe.

(42) Nach dem tiblichen Vorgehen legen interessierte Parteien, die eine Anhorung beantragen, ihren Standpunkt miind-
lich dar und reichen schriftliche Stellungnahmen dazu ein. Die nichtvertraulichen Fassungen dieser Stellungnah-
men werden in die Fassung aufgenommen, die jeder anderen interessierten Partei zur Priifung zuginglich ist. Diese
Dokumente dienen der Aufzeichnung der Sitzungen und der Anhorung durch die Kommissionsdienststellen.
Daher wird diese Aussage als sachlich nicht korrekt zuriickgewiesen.

(43) In Bezug auf die zweite Behauptung ist festzuhalten, dass die nichtvertrauliche Fassung der im Mai 2014 iibermit-
telten vertraulichen Daten nicht auf andere Weise vorgelegt werden konnte, ohne die Geschiftsgeheimnisse der
Unionshersteller offenzulegen. Daher kann auch dieser Behauptung nicht stattgegeben werden.

2. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE
2.1. Betroffene Ware

(44)  Bei der von dieser Uberpriifung betroffenen Ware handelt es sich um die in der Verordnung (EG) Nr. 661/2008
definierte Ware, d. h. feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat von mehr als 80 GHT, die derzeit
unter den KN-Codes 3102 30 90, 3102 40 90, ex 3102 29 00, ex 3102 60 00, ex 3102 90 00, ex 3105 10 00,
ex 3105 20 10, ex 3105 51 00, ex 3105 59 00 und ex 3105 90 20 eingereiht werden, mit Ursprung in Russ-
land (,AN“ oder ,betroffene Ware®). Bei von JSC Kirovo-Chepetsky Khimichesky Kombinat (Kirovo) hergestelltem
AN handelt es sich jedoch nach der Verordnung (EG) Nr. 989/2009 nur bei AN, das derzeit unter den KN-Codes
3102 30 90 und 3102 40 90 eingereiht wird, um die betroffene Ware.

(45) Der Hauptrohstoft fiir die Herstellung von AN ist Gas, auf das 70 % bis 80 % der gesamten Produktionskosten
entfallen. Die Ausweitung der Warendefinition im Jahr 2005 zielte darauf ab, auch Ammoniumnitrat, dem Phos-
phor- und/oder Kaliumnahrstoffe beigemengt wurden, aufzunehmen, da festgestellt worden war, dass diese Misch-
ungen im Wesentlichen dieselben grundlegenden materiellen und chemischen Eigenschaften und dieselben agro-
nomischen Eigenschaften aufweisen.

(46)  Es sei darauf hingewiesen, dass unter die KN-Codes 3102 30 90 und 3102 40 90 (,Anderes Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) als in wiassriger Losung“ beziehungsweise ,Mischungen von Ammoniumnitrat (Ammonsalpeter)
und Calciumcarbonat oder anderen nicht diingenden anorganischen Stoffen mit einem Gehalt an Stickstoff von
mehr als 28 GHT*) sowohl AN fallen kann, das fiir industrielle Zwecke (beispielsweise die Herstellung von Explo-
sivstoffen) verwendet wird, als auch AN, das fur landwirtschaftliche Zwecke verwendet wird. Beide Typen weisen
dieselben technischen und chemischen Eigenschaften auf, sind leicht austauschbar und werden als betroffene Ware
angeschen.

(47)  Nach ihrer Unterrichtung, brachten die Vertreter der russischen Behorden vor, dass die 2005 erfolgte Ausweitung
der Warendefinition nicht mit dem WTO-Antidumpingiibereinkommen im Einklang stehe, da in Bezug auf die
zusdtzlichen Waren, die von der Erweiterung der Warendefinition betroffen waren, keine Ermittlung des Dum-
pings, der Schidigung und des ursichlichen Zusammenhangs erfolgt sei.

(48)  Aus den bereits in Erwdgungsgrund 22 dargelegten Griinden ist dieses Vorbringen unbegriindet und wird daher
zuriickgewiesen.

2.2.  Gleichartige Ware

(49) Wie schon die vorangegangenen Untersuchungen ergab auch diese Untersuchung, dass das in Russland herge-
stellte und auf dem russischen Inlandsmarkt verkaufte AN und das aus Russland in die Union ausgefiihrte AN die-
selben grundlegenden materiellen und technischen Eigenschaften und Verwendungszwecke aufweisen. Sie sind
daher fur die Zwecke dieser Untersuchung gleichartige Waren im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 der Grundverord-
nung.

(50) Das vom Wirtschaftszweig der Union hergestellte AN ist in Bezug auf die materiellen und technischen Eigenschaf-
ten gleichartig wie das von Russland in die Union ausgefithrte AN.
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3. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS ODER ERNEUTEN AUFTRETENS DES DUMPINGS
3.1.  Vorbemerkungen

(51) Nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung priifte die Kommission, ob im Falle des AufSerkrafttretens der
geltenden Mafinahmen ein Anhalten oder erneutes Auftreten des Dumpings wahrscheinlich wire.

3.2.  Dumping der Einfuhren im UZU

(52) Wie in Erwigungsgrund 32 erldutert, arbeitete nur ein in die Stichprobe einbezogener ausfithrender Hersteller
(Acron) uneingeschrinkt an der Untersuchung mit. Im Jahr 2008 nahm die Kommission jedoch, wie in Erwi-
gungsgrund 3 dargelegt, ein Preisverpflichtungsangebot von Acron an, das wihrend des UZU immer noch galt.
Daher wurden die Ausfuhrpreise von Acron im UZU von dieser Preisverpflichtung bestimmt, in der ein Mindest-
einfuhrpreis festgelegt ist. Folglich wurden solche Ausfuhrpreise nicht als verlssliches Element angesehen im Hin-
blick auf die Untersuchung, ob im Falle eines Auferkrafttretens der Antidumpingmafinahmen ein Anhalten oder
erneutes Auftreten des Dumpings wahrscheinlich wire.

(53) Nach seiner Unterrichtung, machte der RFPA geltend, dass dies bedeute, die Kommission habe festgestellt, dass
kein tatsichliches Dumping vorliege. Diese Aussage ist nicht zutreffend. Da die in die Stichprobe einbezogenen
russischen ausfithrenden Hersteller mit Ausnahme von Acron nicht uneingeschrinkt mitarbeiteten, standen der
Kommission keine ausreichenden Daten zur Verfiigung, um eine Dumpingberechnung anhand der eigenen Daten
der Unternehmen vorzunehmen. Fiir Acron hitte die Kommission eine Dumpingberechnung vornehmen konnen;
wie im Erwagungsgrund 52 erldutert, war die Kommission aber der Auffassung, dass diese Daten fiir den Zweck
dieser Auslaufiiberpriifung nicht zuverlissig sind.

(54)  Acron wandte ein, dass das Argument der Kommission, dass seine tatsichlichen Preise fiir die EU aufgrund der
Preisverpflichtung nicht verldsslich seien und daher nicht zur Ermittlung eines Ausfuhrpreises verwendet werden
konnten, rechtswidrig sei. Darum ging es in der Argumentation der Kommission jedoch nicht. Die Kommission
behauptete nicht, dass aufgrund der Preisverpflichtung die Ausfuhrpreise an sich nicht verwendet werden konn-
ten, sondern kam zu dem Schluss, dass solche Ausfuhrpreise als nicht verlissliches Element in der Analyse der
Wahrscheinlichkeit des Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings unter den besonderen Umstidnden die-
ser Untersuchung zu betrachten sind. Die Kommission erachtet Ausfuhrpreise, die auf einer Preisverpflichtung
basieren, nicht als aussagekriftigen Indikator in der Analyse des kiinftigen Verhaltens der ausfithrenden Hersteller,
wenn keine Antidumpingmafinahmen und Preisverpflichtungen mehr gilten.

(55) Im Gegensatz zu den Behauptungen Acrons kénnen seine Preise der Ausfuhren in die EU nicht als das reine
Ergebnis normaler Marktbedingungen angesehen werden. Wihrend des gesamten UZU war Acron der einzige rus-
sische ausfithrende Hersteller, der von einer Preisverpflichtung profitierte; alle anderen russischen ausfithrenden
Hersteller unterlagen den Zollen. Diese Faktoren wirkten sich definitiv auf die Wettbewerbsstellung Acrons als ein-
ziger russischer Lieferant des EU-Markts aus.

3.3.  Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des Dumpings

(56)  Vor dem Hintergrund der in den Erwigungsgriinden 52 bis 55 dargelegten Uberlegungen analysierte die Kommis-
sion, ob Beweise fiir die Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens des Dumpings bei einem AufSerkrafttreten
der Mafinahmen vorliegen. Dabei wurden die folgenden Faktoren analysiert: der Preis der Ausfuhren aus Russland
in andere Bestimmungslinder, die Produktionskapazitit und die Kapazititsreserven in Russland insgesamt sowie
die Attraktivitdt des Unionsmarktes und anderer Drittmarkte.

3.3.1.  Ausfuhren aus Russland in andere Bestimmungslinder

(57) Die Kommission ermittelte, dass Acrons gewogener durchschnittlicher Preis ab Werk fiir Ausfuhren in Drittlands-
mirkte wie Brasilien, Kolumbien und Peru im UZU niedriger war als der im Durchschnitt im UZU tatsichlich
gezahlte oder zu zahlende Inlandspreis ab Werk. Acron verkaufte also zu gedumpten Preisen an Drittlandsmarkte,
insbesondere an Brasilien, den mit Abstand grofiten Drittlandsmarkt fiir Ausfuhren.

(58)  Firr drei andere in die Stichprobe einbezogene Hersteller ermittelte die Kommission ebenfalls, dass ihre gewogenen
durchschnittlichen Preise ab Werk fiir Ausfuhren in Drittlandsmirkte wie Brasilien, Peru, Kolumbien, die Ukraine
und Kasachstan im UZU jeweils bei allen drei Unternehmen niedriger waren als die jeweils im Durchschnitt im
UZU tatsdchlich gezahlten oder zu zahlenden Inlandspreise ab Werk und diese Ausfuhren somit zu gedumpten
Preisen verkauft wurden. Diese Feststellung beruhte auf gepriiften Daten, die von russischen ausfithrenden Herstel-
lern bereitgestellt worden waren, auf die etwa 80 % der Ausfuhren in Drittlinder entfielen. Dementsprechend gab
es fiir die Kommission keine Veranlassung, wie vom RFPA vorgeschlagen, auf russische Ausfuhrstatistiken zuriick-
zugreifen. Die Ausfuhrverkdufe aller vier in die Stichprobe einbezogenen ausfilhrenden Hersteller an Drittlinder
wurden im UZU zu einem tragfihigen Preisniveau getitigt.
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(59) Der RFPA wandte ein, dass die Daten aus dem Unterrichtungsdokument nahelegten, dass im Fall von EuroChem
kein Dumping oder hochstens geringfiigiges Dumping vorlag. Dieser Einwand ist unangebracht. Zweck dieser
Analyse ist nicht die Berechnung der genauen Dumpingspanne von EuroChem, sondern die Ermittlung, ob bei
einem Auferkrafttreten der Mafnahmen ein Anhalten oder erneutes Auftreten des Dumpings wahrscheinlich
wire. In diesem Zusammenhang hat die Untersuchung ergeben, dass auch bei EuroChem die durchschnittlichen
Preise ab Werk fiir den Verkauf an Drittlinder unter den durchschnittlichen Inlandspreisen ab Werk lagen und
somit zu gedumpten Preisen verkauft wurde. Die Preisgestaltung EuroChems bei Verkdufen an Drittlinder (Aus-
fuhrverkidufe zu einem Preis unter den Inlandspreisen) ist einer von mehreren relevanten Faktoren, auf den sich
die generelle Feststellung stiitzt, dass Dumping in die EU bei einem Auferkrafttreten der Mainahmen wahrschein-
lich erneut auftreten wiirde.

(60)  Der RFPA machte geltend, dass keine angemessenen Methoden bei den Dumpingberechnungen verwendet worden
seien. Wie bereits erldutert, berechnete die Kommission keine Dumpingspannen, sondern verglich lediglich die
durchschnittlichen Inlandspreise ab Werk mit den Preisen ab Werk fiir Ausfuhren anhand der Daten, die von den
in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen iibermittelt worden waren. Im Rahmen einer Analyse der Wahr-
scheinlichkeit eines erneuten Auftretens von Dumping ist es nicht erforderlich, genaue Dumpingspannen zu
berechnen, weshalb kein Anlass bestand, wie vom RFPA vorgeschlagen, CIF-Werte zu verwenden.

(61) Der RFPA brachte vor, dass die Kommission die Preise nicht fiir jeden Warentyp getrennt verglichen habe und
dass keine Berichtigung fur Unterschiede bei der Handelsstufe vorgenommen worden sei. Die Kommission analy-
sierte das Vorbringen und stellte einen dhnlichen Preisunterschied fest, selbst wenn der Vergleich fiir jeden Waren-
typ getrennt durchgefiihrt worden wire. Die Berichtigung fur Unterschiede bei der Handelsstufe konnte auf jeden
Fall nicht vorgenommen werden, da die in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen mit Ausnahme von Acron
nur eingeschrankt mitarbeiteten und deren Angaben nicht ausfihrlich genug waren; insbesondere fehlten Listen,
in denen alle Geschiftsvorginge einzeln aufgefiihrt sind. Daher wird dieses Vorbringen zuriickgewiesen.

(62)  Ausfuhrverkdufe in die Union im UZU konnten aus den folgenden Griinden nicht verwendet werden, um das
kiinftige Verhalten der drei anderen in die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Hersteller zu ermitteln. Im
UZU fithrte EuroChem, wie Acron, nur im Rahmen der Preisverpflichtung aus. EuroChem verkaufte nur in dem
Zeitraum in die Union, in dem eine Verpflichtung galt, und titigte keine Verkdufe, nachdem die Verpflichtung am
11. Oktober 2012 von der Kommission mit dem Beschluss 2012/629/EU widerrufen worden war. SBU Azot und
UralChem verkauften die betroffene Ware im UZU nicht in die Union.

(63) Die Kommission hielt es nicht fiir erforderlich, zu ermitteln, ob die Inlandsverkdufe im normalen Handelsverkehr
erfolgten. Die tatsichlichen Inlandspreise zeigen bereits, dass die Ausfuhrverkdufe an Drittlandsmirkte gedumpt
sind. Daher konnte eine Untersuchung der Rentabilitit der Inlandsverkdufe — wobei gegebenenfalls anschliefend
der Normalwert (auf Grundlage der Kosten und des angemessenen Gewinns) rechnerisch zu ermitteln wire, falls
sich herausstellen sollte, dass solche Verkiufe ein Verlustgeschift darstellen — lediglich zum Anstieg des Normal-
werts und somit der Dumpingspanne fiir Ausfuhrverkdufe an Drittlandsmarkte fithren.

(64) Im Rahmen einer Auslaufuberpriifung und der Analyse der Wahrscheinlichkeit des erneuten Auftretens des Dum-
pings reicht es aus, festzustellen, dass Dumping bei einem AufSerkrafttreten der Mafnahmen wahrscheinlich
erneut auftritt. Folglich sah die Kommission keinen Bedarf, die Rentabilitit der Inlandsverkdufe zu analysieren
und priifte dementsprechend nicht nach Artikel 2 Absatz 5 der Grundverordnung die Zuverldssigkeit der Produk-
tionskosten.

(65) In Anbetracht dieser Uberlegungen zieht die Kommission den Schluss, dass die russischen ausfithrenden Hersteller
die betroffene Ware derzeit zu gedumpten Preisen an Drittlinder in Lateinamerika, Osteuropa, Afrika und Asien
verkaufen. Im UZU betrug der durchschnittliche Ausfuhrpreis ab Werk der vier in die Stichprobe einbezogenen
ausfithrenden Hersteller 201 EUR/Tonne bei Ausfuhren in Drittlinder, der durchschnittliche Inlandspreis ab Werk
hingegen 221 EUR[Tonne. Daher hilt es die Kommission fiir wahrscheinlich, dass die russischen ausfihrenden
Hersteller bei einem Auferkrafttreten der Mainahmen auch an den Unionsmarkt zu gedumpten Preisen verkaufen
wiirden.

(66)  Der RFPA brachte vor, dass ein Vergleich russischer Inlandspreise mit russischen Preisen fur Ausfuhren in Drittlin-
der nicht aussagekraftig sei. Die Kommission ist hingegen der Auffassung, dass diese Preise ein wichtiger Indikator
bei der Bewertung der wahrscheinlichen kiinftigen Entwicklung der Ausfuhren in die Union im Falle eines Aufder-
krafttretens der Malnahmen sind, da russische Ausfuhren in die meisten Drittlinder keinen Antidumpingzollen
unterliegen. Wie in Erwdgungsgrund 52 dargelegt, sind die Preise fiir Ausfuhren in Drittlinder ein wichtiger Fak-
tor fiir diese generelle Bewertung, insbesondere mangels zuverldssiger Daten zu russischen Ausfuhren in die
Union im UZU.

(67) Die russische Regierung und Acron wandten hierzu ein, dass die Aufrechterhaltung der Maflnahmen schon des-
halb rechtswidrig sei, weil diese Malnahmen, mit der Verordnung (EG) Nr. 661/2008, zunichst unter Verwen-
dung einer angeblich rechtswidrigen Methodik zur Berichtigung der Gaspreise bei der Ermittlung des Normalwerts
eingefithrt worden waren.
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(68) Wie in Erwidgungsgrund 63 erldutert, hielt es die Kommission nicht fiir erforderlich, zu ermitteln, ob die Inlands-
verkdufe im normalen Handelsverkehr erfolgten, wobei gegebenenfalls anschlieSend der Normalwert rechnerisch
zu ermitteln gewesen wire. Acron wies in seiner Stellungnahme nach der Unterrichtung richtigerweise darauf hin,
dass dadurch eine gegebenenfalls in kiinftigen Untersuchungen angezeigte rechnerische Ermittlung des Normal-
werts einschliefSlich der erforderlichen Berichtigungen nicht ausgeschlossen wird.

3.3.2. Kapazitdtsreserven

(69) Die Kommission ermittelte die Kapazititsreserven der bekannten russischen Hersteller auf der folgenden Grund-
lage: Die Daten zu den Kapazititsreserven der vier in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen beruhten auf
deren Fragebogenantworten, die nach den Kontrollbesuchen erforderlichenfalls berichtigt wurden. Bei Anlagen, in
denen sowohl Ammoniumnitrat zur Verwendung als Diingemittel als auch Ammoniumnitrat fur industrielle Zwe-
cke (beispielsweise die Herstellung von Explosivstoffen), also das sogenannte ,Ammoniumnitrat geringer Dichte,
hergestellt wird, wobei es sich, wie in Erwdgungsgrund 46 dargelegt, auch um die betroffene Ware handelt, wurde
die gesamte Kapazititsreserve einbezogen. Desgleichen wurden auch die Kapazititsreserven von Anlagen einbezo-
gen, in denen ausschlieflich Ammoniumnitrat fiir industrielle Zwecke hergestellt wird. Dariiber hinaus wurde die
gesamte Kapazititsreserve von Kirovo in die Berechnung der Kapazititsreserven einbezogen, da die Kapazititsre-
serven fiir die Herstellung anderer Arten von Ammoniumnitrat, die derzeit keinen Antidumpingmafnahmen
unterliegen (), sehr leicht fiir die Herstellung von Ammoniumnitrat, das derzeit unter den KN-Codes 3102 30 90
und 3102 40 90 eingereiht wird, verwendet werden konnen.

(70)  Von den iibrigen fiinf russischen Herstellern machte ein Unternehmen individuell Angaben zu seiner Kapazititsre-
serve. Fir die anderen Unternehmen wurden Daten vom RFPA vorgelegt.

(71)  Wenn die tatsdchlichen Produktionszahlen, die von den nicht in die Stichprobe einbezogenen russischen Herstel-
lern iibermittelt wurden, die angegebene Kapazitit iiberstiegen, wurde die tatsichliche Produktion der Ermittlung
der tatsichlichen Kapazitit zugrunde gelegt. In diesen Fillen handelte es sich bei der angegebenen Kapazitit um
nominale Kapazititen (d. h. die Kapazititen, fiir die die Anlagen ausgelegt waren), die nach einer kapazititserwei-
ternden Aufriistung der Anlagen nicht berichtigt worden waren.

(72)  Auf dieser Grundlage stellte die Kommission fest, dass sich die Gesamtkapazitit der russischen ausfithrenden Her-
steller im UZU auf 9 592 000 Tonnen belief, wihrend sich die tatsichliche Produktion (einschlieRlich des fiir
industrielle Zwecke verwendeten Ammoniumnitrats und anderer Typen von Ammoniumnitrat, die derzeit keinen
Antidumpingmafinahmen unterliegen (?) auf 8 519 105 Tonnen belief.

(73) Entgegen der Behauptung des RFPA, dass die ausfithrenden Hersteller ihre installierten Kapazititen zur Ginze
nutzten, ergibt sich daraus, dass die ausfithrenden Hersteller im UZU fiiber eine Kapazititsreserve von 1,07 Mio.
Tonnen verfiigten. Die letztgenannte Menge entspricht 16,9 % des Verbrauchs der Union (ausgehend vom fiir den
UZU ermittelten Verbrauch von 6,35 Mio. Tonnen, sieche Abschnitt 5.1).

(74)  Ferner ermittelte die Kommission im Rahmen ihrer zukunftsorientierten Analyse einen weiteren Anstieg der
Kapazititen nach dem UZU, und zwar um etwa 472 000 Tonnen, der auf die Kapazititserweiterungen einiger in
die Stichprobe einbezogener ausfithrender Hersteller zuriickzufithren ist. Die Kapazititsreserven belaufen sich
daher auf insgesamt 24,3 % des Unionsverbrauchs.

(75) Nach seiner Unterrichtung hielt der RFPA weiterhin an seinem Vorbringen fest, dass keine Kapazititsreserven
bestiinden oder dass die Kommission zumindest die Tatsache priifen solle, dass keine nominalen Kapazitatsreser-
ven vorhanden seien. Zudem bestritt der RFPA, dass nach dem UZU Kapazititen erweitert wurden.

(76) Der RFPA und die russischen ausfithrenden Hersteller gaben ihre vorhandenen Kapazititen auf der Grundlage der
nominalen theoretischen Kapazitdt an, wobei in einigen Fillen jiingst erfolgte Aufriistungen nicht beriicksichtigt
wurden. Dies war der Kommission nach den Kontrollbesuchen bekannt und wurde beriicksichtigt. Wie vom RFPA
in seiner Stellungnahme nach der Unterrichtung richtigerweise angemerkt, wurden die angegebenen nominalen
Kapazititen bei nicht in die Stichprobe einbezogenen russischen Herstellern akzeptiert, deren Produktion unter
der angegebenen Kapazitit lag. Bei anderen nicht in die Stichprobe einbezogenen Herstellern, deren angegebene
tatsdchliche Produktionszahlen die angegebene Kapazitit tiberstiegen, wurde die tatsichliche Produktion der
Ermittlung der realen Kapazitit zugrunde gelegt. Bei drei nicht in die Stichprobe einbezogenen Herstellern, die
keine Daten zur Kapazitit und Produktion ibermittelten, wurden vom RFPA vorgelegte Daten verwendet.

(77) Die Kommission erachtet dies als einen klaren und kohirenten Ansatz fir die Ermittlung der gesamten Produk-
tionskapazitit der russischen Hersteller der betroffenen Ware. Entgegen der Behauptung wurde fiir alle Hersteller
dieselbe Methodik angewendet. Lag die tatsichliche Produktion iiber der angegebenen nominalen Kapazitit,

(") Dabei handelt es sich um Ammoniumnitrat, das unter den KN-Codes ex 3102 29 00, ex 3102 60 00, ex 3102 90 00, ex 3105 10 00,
ex 3105 20 10,ex 3105 51 00,ex 3105 59 00 und ex 3105 90 20 eingereiht wird.

() Dabei handelt es sich um Ammoniumnitrat, das unter den KN-Codes ex 3102 29 00, ex 3102 60 00, ex 3102 90 00, ex 3105 10 00,
ex 3105 20 10,ex 3105 51 00,ex 3105 59 00 und ex 3105 90 20 eingereiht wird.
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beispielsweise aufgrund einer Aufriistung der Produktionsanlagen, sieht die Kommission keinen Grund, warum
diese zusitzlichen Kapazititen nicht faktisch einbezogen werden konnen, zumal es offensichtlich ist, dass die
nominale Kapazitit nicht korrekt ist. Der Einwand, eine solche Methodik sei nicht iiblich auf dem Markt, rechtfer-
tigt es nach Auffassung der Kommission nicht, die tatsichlichen Produktionsdaten aufler Acht zu lassen. Ferner
ist — um auf das diesbeziigliche Vorbringen des RFPA einzugehen — die Art der Berechnung der Kapazitit des
Wirtschaftszweigs der Union irrelevant fir die Ermittlung der gesamten Produktionskapazitdt der russischen Her-
steller.

(78)  Dass in einigen Fillen nicht die angegebenen nominalen Kapazititen, sondern tatsichliche, iiberwiegend gepriifte
Produktionsdaten verwendet wurden, bedeutet entgegen der Behauptung des RFPA nicht, dass die Kommission
das Konzept der besten verftigbaren Informationen im Sinne des Artikels 18 der Grundverordnung angewendet
habe. Was die Kapazitit betrifft, hat die Kommission die von den russischen Herstellern selbst vorgelegten Daten
in vollem Umfang verwendet, aber eine Methodik zur Berechnung der gesamten Produktionskapazitit angewen-
det, bei der nicht nur die nominale Kapazitit, sondern auch die tatsichliche Produktion und Kapazitit beriicksich-
tigt wurden. Diese Methodik wurde im allgemeinen Unterrichtungsdokument erldutert, und das Ergebnis nach An-
wendung dieser Methodik fiir die einzelnen Unternehmen und sogar fiir die einzelnen Anlagen wurde den betrof-
fenen Unternehmen mitgeteilt. Demzufolge hat die Kommission bei der Ermittlung der gesamten Produktionska-
pazitit lediglich Daten verwendet, die von den russischen Herstellern und dem RFPA vorgelegt wurden. Alle ein-
schlidgigen Daten wurden tibermittelt, weshalb hier keine Veranlassung bestand, auf andere Datenquellen zuriick-
zugreifen.

(79)  Bei Herstellern, die nicht kontrolliert wurden, wurden in der Regel die Daten zur Kapazitit und Produktion ver-
wendet, die diese Hersteller in ihren Antworten angegeben hatten. Der RFPA nahm Stellung zur Berechnung der
Kapazitit von bestimmten Unternehmen und Anlagen. Es wurde geltend gemacht, dass das fur den Hersteller
Uralchem Kirovo ermittelte Produktionsvolumen im UZU, so wie es im Unterrichtungsdokument genannt sei,
nicht korrekt sei. Die Kommission akzeptierte diesen Einwand und verwendete stattdessen das Produktionsvolu-
men, das in der Stellungnahme nach der Unterrichtung genannt wurde. Wihrend eines Kontrollbesuchs der
Anlage wurde ein Bericht wiber die technische Durchfithrung zur Kapazitit vorgelegt, der damit zusammenhing,
dass die AN-Hochstproduktion bei der fraglichen Anlage erreicht wurde, wie der RFPA richtigerweise anmerkte;
diesem Bericht wurde ebenfalls Rechnung getragen. Beim Hersteller Uralchem Berezniki wurden bei der Berech-
nung der Kapazitit entsprechend den Angaben dieses Unternehmens beim Kontrollbesuch 10 Tage fiir die War-
tung angesetzt. Nach der Unterrichtung eingegangene Vorbringen zu zusitzlichen Produktionsstillstinden wurden
nicht mit Beweisen belegt und schienen auf den Daten eines anderen Unternehmens zu beruhen. Die Vorbringen
wurden deshalb zuriickgewiesen.

(80) Ebenso wurden Argumente in Bezug auf bestimmte Engpisse im Produktionsprozess anderer Anlagen nicht
belegt, konnten nicht gepriift und daher auch nicht berticksichtigt werden. Bei einer bestimmten Anlage schien
der Engpass die Herstellung von Salpetersdure zu betreffen. Doch selbst unter Beriicksichtigung der angeblichen
Hochstproduktion von Salpetersiure wire es immer noch moglich, die von der Kommission ermittelte Kapazitit
zu erreichen, denn fur die Herstellung einer Tonne AN sind weniger als eine Tonne Salpetersdure erforderlich.

(81) In Bezug auf den Anstieg nach dem UZU brachte der RFPA vor, dass der Kapazititsanstieg eines Herstellers, der
eine Investition im Zusammenhang mit einer neuen Produktionslinie getitigt hatte, zu hoch bewertet worden sei.
Die Kommission legte der Ermittlung der voraussichtlichen Kapazitit die englische Ubersetzung eines Berichts
tiber die technische Durchfithrung zur neuen Produktionslinie zugrunde, der vom Unternechmen im Rahmen des
Kontrollbesuchs in seinen Betriebsstitten vorgelegt worden war, und stuft sie daher als zuverlassig ein.

(82)  Acron machte geltend, dass es keine nennenswerten Kapazititsreserven habe, was vornehmlich auf Schwierigkei-
ten beim Zugang zu Rohstoffen zuriickzufiihren sei. Die Untersuchung ergab jedoch, dass die Rohstoffe nicht nur
fur die Herstellung der betroffenen Ware, sondern auch vieler anderer Waren verwendet wurden. Angesichts die-
ser weit verbreiteten Verwendung und der damit einhergehenden Moglichkeit, die Verwendung der Rohstoffe auf
die Herstellung der betroffenen Ware zu verlagern, wurden solche angeblichen Schwierigkeiten nicht als limitier-
ender Faktor fiir die gesamte Produktionskapazitit der betroffenen Ware angesehen.

(83) Durch Anwendung der in den vorangegangenen Erwagungsgriinden beschriebenen Methodik, ist die Kommission
zu dem Schluss gelangt, dass eine erhebliche Uberkapazitit besteht. Die vom RFPA und Acron vorgebrachten
Argumente konnten nicht durch Belege untermauert werden und werden daher zuriickgewiesen.

(84) Die Kommission ist aus den folgenden Griinden der Auffassung, dass bei einer Aufhebung der derzeitigen Maf-
nahmen zumindest ein Teil dieser Kapazititreserven wahrscheinlich genutzt und auf die Unionsmarkte ausgerich-
tet wird.

(85)  Erstens werden einige der weltgrofSten potenziellen Ausfuhrmirkte fir AN (wie die Vereinigten Staaten von Ame-
rika und Australien) weiterhin durch Antidumpingmafinahmen vor russischen Ausfuhren geschiitzt. Ferner ist der
chinesische Markt nach wie vor fir Einfuhren von AN geschlossen. Daher sind Ausfuhren russischer Hersteller in
diese Markte unwahrscheinlich oder unmoglich.
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(86) Am 22. Mai 2014 veroffentlichte das Handelsministerium der USA die vorldufigen Ergebnisse einer Verwaltungs-
tiberpriifung der Antidumpingzélle ('), in der fiir Acron und EuroChem eine Zollbefreiung fiir ihre AN-Ausfuhren
in die USA vorgeschlagen wurde. Doch selbst falls dieser Vorschlag bestitigt werden sollte, wiirden alle anderen
ausfithrenden Hersteller aus Russland immer noch den derzeit geltenden Mafinahmen unterliegen. Zudem wire
die Zollbefreiung fiir Acron und EuroChem nach Abschnitt 751 Buchstabe a Absatz 2 des US-amerikanischen
Zollgesetzes (US Tariff Act) von 1930 in seiner zuletzt gednderten Fassung lediglich fur ein Jahr giiltig, bevor sie
einer weiteren jahrlichen Verwaltungsiiberpriifung unterzogen wiirde, die je nach Ergebnis zu einer erneuten Ein-
fihrung der Antidumpingzoélle fithren konnte. Dariiber hinaus ist der US-Markt fiir als Diingemittel verwendetes
AN im letzten Jahrzehnt geschrumpft, da die Sicherheitsanforderungen stiegen und immer weniger Handler zum
Umgang mit AN bereit sind (?). Aufferdem haben die AN-Hersteller in den Vereinigten Staaten nun Zugang zu bil-
ligerem Gas, da in den letzten Jahren mit der Schiefergasférderung begonnen wurde. Somit wiren Acron und
EuroChem wahrscheinlich einem starken Wettbewerb ausgesetzt und maoglicherweise nicht in der Lage, einen nen-
nenswerten Marktanteil in den USA zu gewinnen.

(87)  Der RFPA brachte vor, dass auf den anderen wichtigen Ausfuhrmirkten fiir russisches AN, wie Lateinamerika (ins-
besondere Brasilien), Agypten und der Tiirkei, gegeniiber 2012 bis 2017 ein betrichtliches Wachstum zu ver-
zeichnen sein werde. Sie zitierten einen Bericht, der einen Gesamtanstieg von 15 % der Nachfrage nach AN in
Brasilien, Agypten, Peru, der Tiirkei, Ecuador und Kolumbien zusammengenommen prognostiziert. Dieser Anstieg
entspricht 749 000 Tonnen (d. h. von 4,851 Mio. Tonnen 2012 auf 5,6 Mio. Tonnen 2017) bezichungsweise
einem durchschnittlichen jihrlichen Anstieg von 149 800 Tonnen. Das macht jedoch nur 9,7 % an den geschatz-
ten Kapazititsreserven der russischen Hersteller aus. Der Antragsteller machte geltend, dass der erhohte Verbrauch
in den genannten Lindern teilweise durch kiinftige einheimische Produktion aufgefangen werde, da in den fragli-
chen Liandern Projekte zum Aufbau eigener Kapazititen fiir die Herstellung von AN oder anderer auf Stickstoff
basierender Diingemittel geplant seien. Unabhingig davon, ob diese Projekte tatsdchlich verwirklicht werden und
zumindest einen Teil des Verbrauchsanstiegs auffangen, ist die Kommission der Auffassung, dass sich der voraus-
sichtliche Verbrauch in den fraglichen Lindern in einer Grofenordnung bewegt, die nur einen Teil der Kapazitits-
reserven der russischen Hersteller in Anspruch nehmen wiirde.

(88)  Nach seiner Unterrichtung wandte der RFPA ein, dass die Kommission Verbrauchsanstiege in anderen Drittlands-
mirkten fiir russisches AN, insbesondere im Gebiet der fritheren Sowjetunion (FSU), nicht beriicksichtigt habe.
Auf einem der wichtigsten Markte in dieser Region, der Ukraine, unterliegen Einfuhren von russischem AN eben-
falls Antidumpingzollen. Im Juli 2014 wurden die Zolle um einen Zeitraum von finf Jahren verlingert und
erheblich erhoht. Dieser Markt wird also fiir Einfuhren von russischem AN noch weiter abgeschottet.

(89) Zudem ist das Preisniveau auf anderen Markten, zum Beispiel in Kasachstan, wenig attraktiv, sodass russische aus-
fihrende Hersteller ihre Ausfuhren bevorzugt in die Union lenken wiirden. Auflerdem sind diese Markte viel klei-
ner als der Unionsmarkt. Der Verbrauch in Kasachstan beispielsweise betrigt lediglich 4 % des Unionsverbrauchs.

(90)  Ferner wurde argumentiert, dass das prognostizierte Wachstum anderer wichtiger Ausfuhrmarkte nicht korrekt
berechnet worden sei. Die verwendeten Daten basierten jedoch auf dem in Erwigungsgrund 87 genannten unab-
hingigen Bericht. Selbst wenn diese Daten zu niedrig angesetzt scheinen wiirden, wie behauptet, konnte der prog-
nostizierte Nachfrageanstieg immer noch leicht dadurch gedeckt werden, dass lediglich ein Teil der Kapazititsre-
serven der russischen Hersteller in Anspruch genommen wiirde.

(91)  Zweitens ist es nicht wahrscheinlich, dass der Inlandsmarkt die Kapazititsreserven aufnehmen kann. Der RFPA
argumentierte, dass demselben Bericht zufolge auch der Verbrauch in Russland hoch bleibe, ein Anstieg prognos-
tiziert werde und die russischen Hersteller kiinftig in erster Linie nach einer Deckung der Inlandsnachfrage streben
wiirden. Der RFPA brachte dieses Argument nach der Unterrichtung erneut vor. Im UZU beliefen sich die Inlands-
verkdufe jedoch auf 53 % der gesamten Verkdufe der russischen Hersteller, und der prognostizierte Anstieg von
3 % jahrlich in den ndchsten fiinf Jahren (durchschnittlich etwa 120 000 Tonnen pro Jahr) konnte leicht durch
die Kapazititsreserven gedeckt werden, tiber die die russischen Hersteller bereits verfiigen. Der prognostizierte
jahrliche Anstieg entspricht weniger als 7,8 % der geschitzten jahrlichen Kapazititsreserven der russischen Her-
steller nach dem UZU. Zudem handelt es sich bei diesem kiinftigen Anstieg des Verbrauchs lediglich um eine
Prognose, und er konnte daher auch gar nicht erfolgen oder langsamer vonstatten gehen, schlielich wird im sel-
ben Bericht auf betrichtliche Schwankungen beim Inlandsverbrauch der letzten funf Jahre im Vergleich mit dem
Verbrauch der Union oder von Drittlindern hingewiesen (%).

(92) Drittens ist die Union nach wie vor der weltweit wichtigste Markt fiir AN, da auf ihn etwa 18 % des Weltver-
brauchs entfallen. Die geografische Nihe zu Russland sowie die Tatsache, dass einige der russischen Ausfithrer
tiber fest etablierte Vertriebskanale in der Union verfugen, erleichtert die Ausfuhren unter logistischen Gesichts-
punkten.

() http://enforcement.trade.gov/frn/summary/russia/2014-11886.txt

() Inv.No. 731-TA-856 (Zweite Uberpriifung), http:/[www.usitc.gov/publications/701_731/Pub4249.pdf, S. 11.

() Beispielsweise fiel der Verbrauch in Russland zwischen 2008 und 2009 wihrend der Finanzkrise um 33 %, wahrend der Riickgang in der
EU nur etwa 6 % betrug und in Brasilien sogar ein Anstieg um etwa 28 % zu verzeichnen war.


http://enforcement.trade.gov/frn/summary/russia/2014-11886.txt
http://www.usitc.gov/publications/701_731/Pub4249.pdf
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(93) Nach der Unterrichtung brachte der RFPA vor, es seien technische Handelshemmnisse fiir die Einfuhr von AN aus
Russland in die Union zu beriicksichtigen, und zwar das Verkaufsverbot in Deutschland oder die strengen Lager-
ungsvorschriften fir AN in einigen anderen Mitgliedstaaten. Entgegen den Behauptungen des RFPA gelten diese
Beschrinkungen sowohl fiir Ausfiihrer aus Drittlindern als auch fiir Unionshersteller, ohne dass Diskriminierung
vorldge oder die Einfuhren unverhiltnismifSig stark davon betroffen wiren. AufSerdem hatten diese Beschrankun-
gen keine Auswirkungen auf die Attraktivitit des Unionsmarktes insgesamt, da er immer noch einer der weltgrof-
ten Markte ist, wenn der Verbrauch betrachtet wird. Die Kommission weist dieses Vorbringen daher zuriick.

(94)  Aus den genannten Griinden gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die russischen Hersteller iiber erheb-
liche Kapazititsreserven verfiigen, die bei einem Auferkrafttreten der Mafnahmen sehr wahrscheinlich fiir
betrichtliche zusitzliche Einfuhren in die Union genutzt wiirden.

3.3.3.  Anreize fiir die Umleitung von Verkaufsmengen in die Union

(95) Das Preisniveau in der Union liegt derzeit weit iiber dem Preisniveau wichtiger Drittlinder, die derzeit von Russ-
land beliefert werden, sowie des russischen Inlandsmarkts. Im UZU lagen der durchschnittliche Ausfuhrpreis ab
Werk in Drittlinder (201 EUR[Tonne) und der durchschnittliche Inlandspreis ab Werk (221 EUR[Tonne) der vier
in die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Hersteller 34 % beziehungsweise 27 % unter dem durchschnitt-
lichen Preis ab Werk der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller (303 EUR/Tonne) (siche Tabelle 7) und
ebenso unter dem durchschnittlichen Preis ab Werk der Einfuhren aus Russland in die Union (siehe Tabelle 2)
sowie aus Drittlindern in die Union (siche Tabelle 3).

(96)  Sollten die Malnahmen aufgehoben werden, fallen die Unionspreise wahrscheinlich als Folge des zunehmenden
Angebots giinstigerer Einfuhren. Angesichts der erheblichen Differenz zwischen den Ausfuhrpreisen der russi-
schen ausfithrenden Hersteller in Drittlinder und der Preise, die russische ausfithrende Hersteller, ausfithrende
Hersteller aus Drittlindern und Unionshersteller im UZU auf dem Unionsmarkt verlangten, scheint es unwahr-
scheinlich, dass die auf dem Unionsmarkt verlangten Preise auf das Niveau fallen, das derzeit auf den Drittlands-
markten herrscht, in die russische Hersteller ausfithren. Daher ist es wahrscheinlich, dass die ausfithrenden Her-
steller versuchen, durch Verkdufe an die Union eine hohere Gewinnspanne zu erzielen. Infolgedessen haben die
ausfithrenden Hersteller wahrscheinlich einen Anreiz, einen Teil ihrer derzeitigen Ausfuhrmengen in Drittlinder
(die sich im UZU auf etwa 3,4 Mio. Tonnen beliefen, was mehr als 50 % des Unionsverbrauchs entspricht) in die
Union umzuleiten (*).

3.4.  Schlussfolgerung

(97)  Aufgrund der in Abschnitt 3.3 dargelegten Erwdgungen, kommt die Kommission zu dem Schluss, dass im Falle
eines Auferkrafttretens der Mafinahmen ein erneutes Auftreten des Dumpings sowie ein erheblicher Anstieg der
in die Union ausgefithrten Mengen wahrscheinlich sind.

4. DEFINITION DES WIRTSCHAFTSZWEIGS DER UNION
(98)  Als Wirtschaftszweig der Union galten die im Bezugszeitraum bekannten AN-Hersteller in der Union.

(99) Wie unter Erwdgungsgrund 19 dargelegt, wurde eine Stichprobe mit vier Unternechmen gebildet. Alle in die Stich-
probe einbezogenen Unionshersteller arbeiteten mit, iibermittelten innerhalb der Fristen Fragebogenantworten
und wurden Kontrollbesuchen unterzogen. Auferdem lieferte Fertilisers Europe zusitzliche Daten zu Kapazitit,
Produktion und Verkdufen der nicht in die Stichprobe einbezogenen mitarbeitenden Hersteller und Schitzwerte
fir die iibrigen Hersteller. Soweit moglich, glich die Kommission diese Daten mit von anderen interessierten Par-
teien bereitgestellten Daten und/oder 6ffentlich zugédnglichen Daten ab.

(100) Nach seiner Unterrichtung brachte der RFPA vor, dass die von der Kommission gebildete Stichprobe fir den Wirt-
schaftszweig der Union nicht reprisentativ sei. Das Vorbringen basiert auf der Behauptung, dass die gleichen
Wirtschaftsindikatoren (insbesondere Rentabilitit) der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen und des
gesamten Wirtschaftszweigs der Union voneinander abweichen.

(101) Dieses Vorbringen kann nicht akzeptiert werden. Die vier in die Stichprobe einbezogenen Hersteller wurden auf
der Basis ihres Produktionsvolumens und ihrer Verkdufe der betroffenen Ware in der Union nach Artikel 17
Absatz 1 der Grundverordnung objektiv ausgewéhlt. Mit der Bildung einer Stichprobe sollen die Kommissions-
dienststellen einige der Schadensfaktoren fiir einen reprisentativen Teil des Wirtschaftszweigs der Union im

() Ahnliche Schlussfolgerungen wurden zum Beispiel hier gezogen: Verordnung (EG) Nr. 1683/2004 des Rates vom 24. September 2004
(Glyphosat — China) (ABL L 303 vom 30.9.2004, S. 1), Erwagungsgrund 41; Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 512/2010 des Rates
(Ammoniumnitrat — Ukraine) (ABL. L 150 vom 16.6.2010, S. 24), Erwdgungsgriinde 41 bis 43.
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Rahmen der verfligbaren Zeit eingehend untersuchen konnen. Sollten einige Schadensindikatoren der in die Stich-
probe einbezogenen Hersteller und des gesamten Wirtschaftszweigs der Union voneinander abweichen, bedeutet
das nicht, dass die Stichprobe dadurch nicht mehr reprisentativ ist. Da die Daten der in die Stichprobe einbezoge-
nen Hersteller vor Ort in den Betriebsstitten der betroffenen Unternehmen iiberpriift wurden, gelten diese als ver-
lasslich. Auf jeden Fall wurde festgestellt, wie in Erwadgungsgrund 145 dargelegt, dass der Wirtschaftszweig der
Union im UZU nicht geschidigt wurde.

(102) Auflerdem machte der RFPA geltend, dass einige der in die Stichprobe einbezogenen Unternechmen nicht mit der
Kommission zusammengearbeitet hitten, da sie bestimmte Daten nicht oder nur teilweise sowie falsche Daten
vorgelegt hitten. Aufgrund dessen verlangte der RFPA, diese Daten nicht als Basis fiir die Schlussfolgerungen zur
Lage des Wirtschaftszweigs der Union heranzuziehen und aufgrund der mangelnden Mitarbeit des Wirtschafts-
zweigs der Union nachteilige Riickschliisse zu ziehen oder die Indikatoren fur den gesamten Wirtschaftszweig der
Union zu verwenden.

(103) Dieses Vorbringen kann nicht akzeptiert werden. Die Kommission ist mit den von den in die Stichprobe einbezo-
genen Unternehmen bereitgestellten Daten zufrieden, die vor Ort in den Betrieben der betroffenen Unternehmen
gepriift wurden und zuverlassiger Bestandteil der Bewertung der Lage des Wirtschaftszweigs der Union sind.

5. LAGE AUF DEM UNIONSMARKT
5.1. Unionsverbrauch

(104) Die Kommission ermittelte den sichtbaren Unionsverbrauch auf der Grundlage i) der Verkaufsmenge des Wirt-
schaftszweigs der Union auf dem Unionsmarkt auf der Basis der vom Antragsteller bereitgestellten Daten und
ii) der Einfuhren aus Drittlindern auf der Basis der aus der Datenbank (Artikel 14 Absatz 6) gezogenen Daten ().

(105) Der Unionsverbrauch entwickelte sich wie folgt:
Tabelle 1

Unionsverbrauch (in Tonnen)

2010 2011 2012 uzU
Unionsverbrauch insgesamt 7174 863 6 674 500 6 698 722 6 356 761
Index (2010 = 100) 100 93 93 89

Quelle: Vom Antragsteller gelieferte Daten, gepriifte Daten und Datenbankdaten (Artikel 14 Absatz 6).

(106) Zwischen 2010 und dem UZU ging der Unionsverbrauch von AN um 11 % zuriick, obwohl die Produktion von
Agrarerzeugnissen nicht entsprechend sank. Fiir diesen Riickgang gibt es drei Hauptursachen. Erstens wurden
Diingegeridte und -techniken verbessert, was zu einem geringeren Verbrauch von Diingemitteln je Quadratmeter
Boden fithrte. Zweitens wird der geringere AN-Verbrauch durch den Einsatz anderer Diingemittel wie Kalkam-
monsalpeter oder Volldiinger ausgeglichen. Drittens wird der Einsatz dieser Ware durch strenge Regeln fur die
Produktion und die Lagerung von Ammoniumnitrat verleidet.

(107) Nach seiner Unterrichtung forderte der RFPA zusitzliche Informationen iiber die Herkunft der von der Kommis-
sion offengelegten Daten zum Verbrauch, und es fand unter dem Vorsitz des Anhorungsbeauftragten am 26. Juni
2014 eine Anhorung statt. AnschlieSend brachte der RFPA vor, die vom Antragsteller gelieferten Daten seien im
Laufe des Verfahrens zu spit vorgelegt worden, seien nicht gepriift und stimmten mit den davor vom Antragstel-
ler gelieferten Daten nicht tiberein. Zudem machte der RFPA geltend, dass diese Daten hochstwahrscheinlich keine
Angaben zu technischem Ammoniumnitrat und zu Mischungen aus Ammoniumnitrat und anderen diingenden
oder nicht diingenden Stoffen enthielten, da sie von dhnlichen dem Antragsteller vorliegenden und seinen Mitglie-
dern zugeleiteten Daten abwichen. Daher sollten sie nicht beriicksichtigt werden, und stattdessen sollten die bes-
ten verfiigbaren Informationen herangezogen werden.

(108) Dieses Vorbringen wird zuriickgewiesen. Die Kommission verwendete die vom Antragsteller vorgelegten Daten
fur die EU-Verkdufe und glich sie mit den gepriiften Daten der in die Stichprobe einbezogenen Hersteller ab. Zu
diesen Zahlen wurden die Einfuhrdaten addiert, um den Unionsverbrauch zu ermitteln. Daher wird die Auffas-
sung vertreten, dass diese Daten zuverldssig sind.

(") Monatliche Einfuhrstatistiken auf Basis tatsichlicher Daten, die von den Zollbehérden der Mitgliedstaaten nach Artikel 14 Absatz 6 der
Grundverordnung zu Waren geliefert werden, die Antidumpingmafnahmen unterliegen.
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Auflerdem machte der RFPA geltend, dass die Berechnung der Kommission des gesamten Unionsverbrauchs zu
niedrig sei und dass einem ver6ffentlichten Bericht eines unabhingigen Marktanalysten zufolge der Verbrauch eher
steige als zuriickgehe. Genauer gesagt lagen die Daten dieses Berichts zur Nachfrage der Union nach FGAN und
EGAN (explosives Ammoniumnitrat) im Jahr 2010 wie bei den Kommissionsdaten bei rund 7,1 Mio. Tonnen,
doch seien erstere Daten in den nachfolgenden Jahren gestiegen und nicht zuriickgegangen.

Dieses Vorbringen ist unbegriindet, denn die Kommission verwendete tatsichliche vom Antragsteller vorgelegte
Daten, die teilweise gepriift wurden, sowie verfiigbare statistische Daten und halt diese Daten fiir zuverldssig.

5.2.  Menge, Preise und Marktanteil der Einfuhren aus Russland

Mengen, Marktanteile und Durchschnittspreise der Einfuhren der betroffenen Ware aus Russland entwickelten sich
wie unten dargestellt.

Tabelle 2

Einfuhrmenge (in Tonnen), Marktanteil und Preise

24.9.2014

2010

2011

2012

uzU

Einfuhrmenge (in Tonnen)

164 658

134 060

200 542

199 604

Index

100

81

122

121

Marktanteil

23 %

2%

3%

3,1 %

Index

100

88

130

137

Durchschnittlicher CIF-Preis (in EUR/t)

201

258

262

264

Index

100

128

130

131

Quelle: Datenbank (Artikel 14 Absatz 6 der Grundverordnung).

Die Menge der Einfuhren aus Russland nahm im Bezugszeitraum um mehr als 20 % zu. Thr Marktanteil stieg um
mehr als 30 % von 2,3 % im Jahr 2010 auf 3,1 % im UZU. Die CIF-Preise stiegen im Bezugszeitraum von
201 EUR/t auf 264 EURJt. Bei einem Vergleich der durchschnittlichen russischen CIF-Preise der Ausfuhren in die
Union mit den durchschnittlichen Preisen ab Werk der Unionshersteller im UZU, zeigt sich, dass die russischen
Preise unter den Unionspreisen liegen. Der durchschnittliche Verkaufspreis ab Werk, den die in die Stichprobe ein-
bezogenen Unionshersteller unabhingigen Abnehmern in der Union im UZU in Rechnung stellten, lag bei
303 EUR pro Tonne. Doch waren, wie in Abschnitt 3 angegeben, nahezu alle ausfilhrenden Hersteller, die die
betroffene Ware im UZU verkauften, Preisverpflichtungen eingegangen, und ihre Ausfuhrpreise wurden durch
diese Preisverpflichtungen bestimmt, mit denen Mindesteinfuhrpreise festgelegt wurden. Daher konnen derartige
Ausfuhrpreise nicht als zuverlassiger Indikator betrachtet werden, mit dem eine zuverldssige und aussagekriftige
Berechnung der Preisunterbietung durchgefithrt werden kénnte.

Nach seiner Unterrichtung stellte der RFPA fest, dass die Berechnung von Preisunterbietung und Zielpreisunterbie-
tung der Kommission nicht korrekt sei, da sie mehrere Berichtigungen erfordere (fiir normale Zolle, nach Einfuhr
angefallene Kosten, Unterschiede bei der Ware, Verpackung und Handelsstufe). Ferner verwies der RFPA darauf,
dass im Vergleich zu einer fritheren Auslaufiiberpriifung im Jahr 2002 bei der Methodik beziiglich der Vornahme
von Berichtigungen eine Anderung eingetreten sei. Zudem schlug der RFPA vor, die Verkaufspreise fiir Ausfuhren
in die Union eines russischen Herstellers, dem eine Preisverpflichtung nicht zugutekommt, sowie die Ausfuhr-
preise eines russischen Herstellers, der von Antidumpingzéllen ausgenommen ist, fiir die Berechnung der Preisun-
terbietung heranzuziehen.

Dazu ist lediglich anzumerken, dass die Kommission aus den in Erwidgungsgrund 112 genannten Griinden keine
Berechnungen zur Preisunterbietung und Zielpreisunterbietung vornahm. Mithin sind diese Vorbringen
unbegriindet.
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(115)

(116)

(117)

(118)

(119)

5.3. Menge, Preise und Marktanteil der Einfuhren aus anderen Drittlindern

Die nachstehende Tabelle weist die Menge der Einfuhren aus anderen Drittlindern im Bezugszeitraum auf. Die
angegebene Mengen- und Preisentwicklung basiert ebenfalls auf Eurostat-Daten.

Tabelle 3

Einfuhrmenge (in Tonnen), Marktanteil und Preise

L 280/33

2010

2011

2012

uzUu

Andere Drittlinder

Menge (in Tonnen)

348 100

312 043

295 139

285 962

Index

100

90

85

82

Marktanteil

4,85 %

4,68 %

4,41 %

4,50 %

Index

100

96

91

93

Durchschnittlicher
Preis (CIF)

201

270

279

275

Index

100

134

139

137

Quelle:  Eurostat.

AN wird vornehmlich aus der Ukraine, aus Georgien und Serbien eingefiihrt. Die gegen Einfuhren von AN aus
der Ukraine geltenden Antidumpingmafnahmen liefen 2012 aus. Die Gesamtmenge von Einfuhren mit Ursprung
in anderen Drittlindern als Russland ging zuriick; ihr Marktanteil blieb im Bezugszeitraum weitgehend konstant
und iiber dem Marktanteil russischer Einfuhren. Dies ldsst sich durch einen Riickgang des Verbrauchs im selben
Zeitraum erkldren. Die durchschnittlichen Gesamtpreise der Einfuhren aus anderen Lindern entwickelten sich wie
die russischen und die Unionspreise nach oben.

5.4.  Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union

Nach Artikel 3 Absatz 5 der Grundverordnung priifte die Kommission alle Wirtschaftsfaktoren und -indizes, wel-
che die Lage des Wirtschaftszweigs der Union beeinflussen.

Fir die Zwecke der Schadensanalyse wurde die wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union auf der
Grundlage makrookonomischer Indikatoren (Produktion, Produktionskapazitit, Kapazititsauslastung, Verkaufs-
menge, Marktanteil, Wachstum, Beschiftigung, Produktivitit und Erholung von fritherem Dumping) und mikro-
okonomischer Indikatoren (durchschnittliche Preise je Einheit, Stiickkosten, Arbeitskosten, Lagerbestinde, Rentabi-
litat, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite (Rol) sowie Kapitalbeschaffungsmoglichkeiten) beurteilt. Erstere basie-
ren auf Daten, die der Antragsteller in seinem urspriinglichen Antrag auf Uberpriifung und in anschliefend einge-
reichten Unterlagen vorlegte, sowie auf Statistiken, die sich jeweils auf alle bekannten Unionshersteller beziehen.
Letztere basieren auf Daten aus den Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller,
die wihrend der Untersuchung gepriift wurden.

5.4.1.  Produktion, Produktionskapazitit und Kapazititsauslastung

In der jetzigen Auslaufiberpriifung wurden die Feststellungen der fritheren Untersuchungen bestitigt, dass die
Erfassung genauer und zuverlissiger Daten iiber Kapazitit und Produktion der betroffenen Ware komplex ist. Der
feste Diinger wird nach der Herstellung von geschmolzenem/fliissigem Ammoniumnitrat durch einen chemischen
Syntheseprozess in der Partikulierungsanlage (Prillturm) gewonnen. Die Schmelze/Fliissigkeit kann zur Herstellung
des festen Produkts verwendet werden, aber auch fiir nachgelagerte Produkte wie Kalkammonsalpeter. Zudem
kann das feste Produkt fiir Diinger, aber auch fir industrielle Zwecke verwendet werden. Da es Mehrzweckpro-
duktionsanlagen gibt, die rasch zwischen der Produktion von AN und der Produktion von anderen Diingemitteln
hin- und hergeschaltet werden kénnen, kann es zu statistischen Verzerrungen kommen. Eine geringe Kapazitits-
auslastung fiir die betroffene Ware ist daher ein weniger aussagekriftiger Indikator fiir die Gesamtlage des Wirt-
schaftszweigs der Union.
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(120) Unter Beriicksichtigung dieser Vorbehalte entwickelten sich Gesamtproduktion, Produktionskapazitit und Kapazi-
ttsauslastung der Union im Bezugszeitraum wie folgt:

(121)

(122)

(123)

Tabelle 4

Produktion, Produktionskapazitit und Kapazititsauslastung

2010 2011 2012 uzU
Produktion (in Tonnen) 6 963 753 6 877 806 7 143 611 6 911 630
Index 100 99 103 99
Produktionskapazitit (in Tonnen) 15 132 238 15292 512 15 499 487 15 475 487
Index 100 101 102 102
Kapazititsauslastung 46 % 45 % 46 % 45 %
Index 100 98 100 98

Quelle:  Angaben des Antragstellers, Antworten auf den Stichprobenfragebogen sowie iiberpriifte Angaben in den sonstigen Fra-
gebogen.

Die Produktion der betroffenen Ware des Wirtschaftszweigs der Union blieb mit ca. 7 Mio. Tonnen zwischen
2010 und dem UZU relativ konstant.

Auch die Produktionskapazitit blieb im genannten Zeitraum mehr oder weniger stabil. Bei der vom Wirtschafts-
zweig der Union gemeldeten Produktionskapazitit wird die gesamte Kapazitit fir die Produktion von AN, also
nicht nur die Produktion der betroffenen Ware, sondern auch anderer Waren, beriicksichtigt. Die tatsichliche
Kapazititsauslastung fiir AN ist in der Tat wesentlich hoher, wenn diese anderen Waren beriicksichtigt werden.
Beispielsweise war die Kapazititsauslastung auf der Grundlage der tiberpriiften Daten der in die Stichprobe einbe-
zogenen Unionshersteller im Bezugszeitraum rund 20 Prozentpunkte hoher (72 % im Jahr 2010 und 68 % im
uzu).

5.4.2.  Verkaufsmenge, Marktanteil und Wachstum

Die Verkaufsmengen des Wirtschaftszweigs der Union an unabhingige Abnehmer und der Marktanteil entwickel-
ten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 5

Verkaufsmenge und Marktanteil

2010 2011 2012 uzU
Verkaufsmenge auf dem Unionsmarkt | ¢ o) 46 6 228 396 6 203 041 5871 195
(in Tonnen)
Index 100 93 93 88
Marktanteil 92,9 % 93,3 % 92,6 % 92,4 %
Index 100 100 100 99

Quelle:  Angaben des Antragstellers, Antworten auf den Stichprobenfragebogen sowie tiberpriifte Angaben in den sonstigen Fra-

gebogen.




24.9.2014 Amtsblatt der Europdischen Union L 280/35

(124) Die Verkaufsmengen auf dem Unionsmarkt an unabhingige Abnehmer sanken im UZU im Vergleich zu den
2010 verkauften Mengen um 12 %. Diese Entwicklung entspricht dem allgemeinen Trend eines riicklaufigen Ver-
brauchs, der aus den in Erwidgungsgrund 106 genannten Griinden auf dem Unionsmarkt zu verzeichnen war.

(125) Da sowohl die Verkiufe als auch der Verbrauch im Bezugszeitraum zuriickgingen, blieb der Anteil des Wirt-
schaftszweigs der Union weitgehend unverindert, und der Wirtschaftszweig der Union konnte kein Wachstum
verzeichnen.

5.4.3.  Beschiftigung und Produktivitat

(126) Unter Heranziehung der gepriiften Daten der vier in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller entwickelten

sich Beschiftigung und Produktivitit im Bezugszeitraum wie folgt:
Tabelle 6
Beschiftigung und Produktivitit

2010 2011 2012 uzU
Zahl der Beschiftigten 1253 1110 1128 1105
Index 100 89 90 88
Produktivitit (in Einheit/Beschiftigten) 2 390 2616 2 648 2579
Index 100 109 110 107
Quelle:  Gepriifte Fragebogenantworten.

(127) Im Bezugszeitraum ging die Zahl der Beschiftigten in den vier in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen
zuriick (um 12 % gegeniiber 2010 und dem UZU). Da dieser Riickgang hoher war als der Produktionsriickgang,
stieg die Produktivitat der Belegschaft der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller gemessen als Output
(in Tonnen) je Beschiftigten und Jahr zwischen 2010 und dem UZU um 7 %.

5.4.4. Hohe der Dumpingspanne und Erholung von fritherem Dumping

(128) Wie in Erwidgungsgrund 52 angegeben, ermittelte die Kommission die derzeitige Hohe der Dumpingspannen
nicht, da die russischen Einfuhrpreise auf Mindestpreisverpflichtungen basierten und sie daher nicht so zuverlassig
waren, als dass aussagekriftig bewertet werden konnte, ob im Falle eines AuSerkrafttretens der Antidumpingmaf-
nahmen ein Anhalten oder erneutes Auftreten des Dumpings wahrscheinlich wire.

(129) Wie derzeitige Gewinnspannen (siche Tabelle 10) und ein hoher Marktanteil (siche Tabelle 5) zeigen, hat sich der
Wirtschaftszweig der Union von vergangenen Dumpingpraktiken erholt.

5.4.5.  Verkaufspreise und Faktoren, welche die Inlandspreise beeinflussen
(130) Die gewogenen durchschnittlichen Verkaufspreise, die die in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller unab-

hingigen Abnehmern in der Union in Rechnung stellten, entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:
Tabelle 7

Verkaufspreise in der Union

2010 2011 2012 uzU

Verkaufspreis je Einheit ab Werk in der

Union (in EUR/Tonne) 204 291 305 303

Index 100 143 149 149
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2010 2011 2012 uzU
Produktionsstiickkosten (in "
EUR/Tonne) 180-195 (¥ 200 216 225
Index 100 108 113
Quelle:  Gepriifte Daten der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen.
(*) Die Produktionskosten fiir 2010 werden als Spanne angegeben, da sie nicht die gesamte Stichprobe abdecken.
(131) Die durchschnittlichen Nettoverkaufspreise der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller stiegen zwischen
2010 und 2012 erheblich, gingen im UZU jedoch leicht zurtick.
(132) Die durchschnittlichen Produktionskosten stiegen ebenfalls, was in erster Linie auf den Preisanstieg beim Gas,
dem Hauptinput, zuriickzufithren war.
5.4.6.  Arbeitskosten
(133) Die durchschnittlichen Arbeitskosten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller entwickelten sich im
Bezugszeitraum wie folgt:
Tabelle 8
Durchschnittliche Arbeitskosten je Beschiftigten
2010 2011 2012 uzU
Durchschnittslohn je Beschiftigten (in 31 909 37 764 40 938 41 736
EUR)
Index 100 118 128 131
Quelle:  Gepriifte Daten der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen.
(134) Die durchschnittlichen Arbeitskosten je Beschiftigten stiegen im Bezugszeitraum. Der stirkste Anstieg war zwi-
schen 2010 und 2011 zu beobachten, wihrend er zwischen 2012 und dem UZU bei drei Prozentpunkten lag.
5.4.7.  Lagerbestinde
(135) Die Lagerbestinde der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller entwickelten sich im Bezugszeitraum wie
folgt:
Tabelle 9
Lagerbestinde
2010 2011 2012 uzU
Schlussbestand (in Tonnen) 108 300 151 562 195 351 97 092
Index 100 140 180 90
Schlgssbestand als Prozentsatz der Pro- 1,56 % 220 % 2.73 % 1,40 %
duktion
Index 100 142 176 90
Quelle:  Gepriifte Daten der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen.
(136) Im Vergleich zu 2010 erhohte sich der Schlussbestand 2011 und 2012 erheblich und sank danach im UZU um

10 % gegeniiber 2010. Von 2010 bis zum UZU wiesen Produktion und Schlussbestand dieselbe Entwicklung auf.
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5.4.8.  Rentabilitit, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapitalbeschaffungsmaglichkeiten

(137) Rentabilitit, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller ent-

wickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:
Tabelle 10
Rentabilitit, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite

2010 2011 2012 uzu
Rentabilitdt der Verkdufe an unabhingige
Abnehmer in der Union (in % des 11,7 % 20,8 % 17,6 % 14,4 %
Umsatzes)
Index 100 178 150 123
Cashflow (in EUR) 95 605 038 196 626 207 182 421 560 173 543 772
Index 100 195 191 182
Investitionen (in EUR) 35761 804 31 532 218 28 032 159 34 502 327
Index 100 88 78 96
Kapitalrendite 28,1 % 61 % 53,3 % 44,7 %
Index 100 217 190 159
Quelle:  Gepriifte Daten der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen.

(138) Die Kommission ermittelte die Rentabilitit der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller als Nettogewinn
vor Steuern aus den Verkdufen der gleichartigen Ware an unabhingige Abnehmer auf dem Unionsmarkt in Pro-
zent des mit diesen Verkdufen erzielten Umsatzes.

(139) Im Bezugszeitraum stieg die Rentabilitit der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller von 11,7 % im
Jahr 2010 auf 14,4 % im UZU. Diesbeziiglich forderte der Antragsteller, bei der Zielgewinnspanne fiir die Analyse
zu beriicksichtigen, dass fur einen solch stark kapitalintensiven Wirtschaftszweig eine zufriedenstellende Kapital-
rendite (ROCE) erzielt werden muss, die den Erwartungen der Investoren gerecht wird. Dieser Forderung konnte
nicht stattgegeben werden, weil die Zielgewinnspanne fiir die Analyse auf den Gewinn begrenzt sein muss, den
der Wirtschaftszweig der Union unter normalen Wettbewerbsbedingungen ohne gedumpte Einfuhren erwarten
konnte.

(140) Unter Nettocashflow ist die Fahigkeit der Unionshersteller zu verstehen, ihre Tétigkeiten selbst zu finanzieren. Der
Cashflow stieg zwischen 2010 und dem UZU um 82 %, wobei er im UZU etwas geringer war als 2011 und
2012 (13 bzw. 5 Prozentpunkte niedriger).

(141) Die Investitionen folgten einem riickldufigen Trend. Der Riickgang war 2011 und 2012 ausgepragter, lag jedoch
im UZU gegeniiber 2010 bei nur —4 %. Investitionen wurden in erster Linie getitigt, um die Einhaltung immer
strengerer Umweltauflagen gewéhrleisten zu konnen.

(142) Die Kapitalrendite (,Rol) ist der Gewinn in Prozent des Nettobuchwerts der Investitionen. Im Groflen und Gan-
zen folgte sie im gesamten Bezugszeitraum der Rentabilititsentwicklung.

(143) Der Untersuchung zufolge hatten die Unionshersteller der Stichprobe keine Schwierigkeiten bei der Kapitalbe-
schaffung.

5.5.  Schlussfolgerung zur Lage des Wirtschaftszweigs der Union
(144) In der Verordnung (EG) Nr. 661/2008 wurde der Schluss gezogen, dass die wirtschaftliche Lage des Wirtschafts-

zweigs der Union nicht schiddigend sei und dass die bestehenden Antidumpingmafinahmen auf die Einfuhren der
betroffenen Ware aus Russland der Hauptgrund fiir eine solch positive Lage waren.
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(145) Die Feststellungen dieser Auslaufiiberpriifung bestdtigen die Schlussfolgerungen der vorausgegangenen Untersu-
chung. Zwischen 2010 und dem UZU waren die Wirtschaftsindikatoren gleichermafen positiv. Der Unionsver-
brauch ging zuriick, und die Einfuhren aus Russland stiegen, doch gelang es dem Wirtschaftszweig der Union,
einen erheblichen Marktanteil zu halten und die Rentabilitit weiter zu steigern, obwohl die Gewinne 2012 und
im UZU geringer waren als 2011, was auf eine riickliufige Entwicklung hinweist. Die Produktionskosten stiegen
in erster Linie aufgrund zunehmender Gaspreise (Hauptrohstoff fiir die Produktion der betroffenen Ware), doch
stiegen auch die Verkaufspreise, wodurch es dem Wirtschaftszweig der Union gelang, solide Rentabilititswerte zu
erzielen.

(146) Wie in Erwagungsgrund 119 und in den nachfolgenden Griinden dargelegt, konnen die Daten zur Kapazititsaus-
lastung nicht als ausreichend zuverléssig betrachtet werden, um daraus entscheidende Schlussfolgerungen hinsicht-
lich der Lage des Wirtschaftszweigs der Union zu ziehen, und alles in allem kann geschlossen werden, dass sich
der Wirtschaftszweig der Union in einer soliden Lage befindet und aufgrund der geltenden Antidumpingmafinah-
men durch die russischen Ausfuhren nicht bedeutend geschadigt wird.

(147) Nach der Unterrichtung brachten der RFPA und die Vertreter der russischen Behorden vor, dass die positive Lage
des Wirtschaftszweigs der Union, auch was Ausfuhren in Drittlinder betreffe, fiir die Feststellung spreche, dass
eine erneute Schidigung nicht auftreten werde. Die Kommission ist jedoch der Auffassung, dass die derzeitige
positive wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union, auch was seine Ausfuhrverkdufe in Drittlinder
betrifft, nicht automatisch ausschliet, dass sich bei einem Auslaufen der Mafnahmen die Situation kiinftig
dndern konnte.

6. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ERNEUTEN AUFTRETENS DER SCHADIGUNG

(148) Um die Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Schidigung bei einem Auf8erkrafttreten der derzeit gel-
tenden Maflnahmen zu priifen, wurden nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung die potenziellen Auswir-
kungen der Ausfuhren Russlands auf den Unionsmarkt und auf den Wirtschaftszweig der Union untersucht.

(149) Schwerpunkte der Untersuchung waren die Verbrauchsentwicklung auf dem Unionsmarkt, die Kapazititsreserven,
die Handelsstrome, die Attraktivitit des Unionsmarktes und das Preisverhalten der russischen Hersteller.

6.1. Unionsverbrauch

(150) Der Verbrauch der betroffenen Ware ist in der Union im UZU im Vergleich zu den Vorjahren um 11 % zuriickge-
gangen. Dieser Riickgang ist auf die Verwendung anderer Diingemittel, eine effizientere Nutzung von AN in der
Landwirtschaft und Sicherheitsbedenken zuriickzufihren. Der Wirtschaftszweig der Union konkurriert also auf
einem schrumpfenden Markt mit den russischen Herstellern. Dies wiederum diirfte die Preise nach unten driicken.

(151) Nach der Unterrichtung wies der RFPA, wie in Erwagungsgrund 109 erwihnt, die Feststellung zuriick, dass der
Verbrauch der betroffenen Ware in der EU zuriickgehen wird. In dem vom RFPA angefiihrten Bericht wird jedoch
nur eine marginale Erholung der Nachfrage nach Stickstoffdiingern nahegelegt, aber nicht notwendigerweise ein
Anstieg des Verbrauchs der betroffenen Ware. Die immer strengeren Umwelt- und Sicherheitsanforderungen fiir
die Lagerung und Verwendung von Ammoniumnitrat, der Sittigungsgrad bestimmter Markte und die zunehmend
wirkungsvolleren Ausbringungsverfahren deuten darauf hin, dass selbst bei einem Anstieg des Diingemittelver-
brauchs, insbesondere des Verbrauchs an Stickstoffdiingern, der Verbrauch der betroffenen Ware in absehbarer
Zeit nicht ansteigen wird. Daher wird dieser Einwand zuriickgewiesen.

6.2.  Kapazititsreserven, Handelsstrome, Attraktivitit des Unionsmarktes und Preisverhalten

(152) Die Kommission stellte fiir den UZU Kapazitdtsreserven Russlands fest, die iiber 16,9 % des gesamten Unionsver-
brauchs der betroffenen Ware entsprechen (siche Erwagungsgriinde 73 und 74). Die Kapazititen haben nach dem
UZU weiter zugenommen und werden jetzt auf etwa 24,3 % des Unionsverbrauchs geschitzt.

(153) Diese Kapazititsreserven wiirden bei einem Auslaufen der Mafnahmen aller Wahrscheinlichkeit nach fur die Her-
stellung erheblicher zusitzlicher Mengen von AN fiir die Ausfuhr in die Union verwendet. Die russischen Herstel-
ler fithren bereits die Halfte ihrer Produktion in Drittlinder aus. Es wird damit gerechnet, dass der Inlandsver-
brauch in Russland kiinftig jahrlich nur um 3 % steigt. Die Preise der russischen Ausfuhren in Drittlandsmirkte
liegen erheblich unter den derzeitigen Unionspreisen. Wenn die Preise auf dem Unionsmarkt nach einem Auslau-
fen der Mafnahmen deutlich tiber den Preisen auf diesen Drittlandsmirkten blieben, ergdbe sich fiir die russischen
Hersteller ein starker Anreiz, nicht nur ihre Kapazititsreserven fiir den Unionsmarkt zu nutzen, sondern auch
einen Teil ihrer derzeitigen Ausfuhren auf den Unionsmarkt umzuleiten.
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(154) Auflerdem sind die Moglichkeiten fiir weitere russische Ausfuhren in Drittlinder begrenzt. Einige der Ausfuhr-
mirkte mit dem grofSten Potenzial fir AN (China, die USA und Australien) sind fiir russische Ausfuhren nicht
zuginglich (siche Erwdgungsgrund 85). Es ist zwar maglich, dass die Zolle in den USA fiir zwei russische Herstel-
ler fir die Dauer eines Jahres ginzlich gestrichen werden (siche Erwidgungsgrund 86), doch diirfte dies zu keiner
bedeutenden Verlagerung russischer Ausfuhren in die USA fithren, da die inldndischen Gaspreise in den USA
wegen der zunehmenden Schiefergasforderung und der bestehenden Ausfuhrbeschrinkungen fiir Schiefergas
gesunken sind und auch auf niedrigem Niveau bleiben diirften (siche ebenfalls Erwdgungsgrund 86). Ferner ist der
chinesische Markt fiir Einfuhren von AN nach wie vor geschlossen. Es ist damit zu rechnen, dass der Verbrauch
von AN auf den aktuellen russischen Ausfuhrmirkten (hauptsichlich Lateinamerika und dort vor allem Brasilien)
steigt, doch die derzeitigen Kapazititsreserven Russlands sind mehr als doppelt so hoch wie die prognostizierte
Verbrauchszunahme auf diesen Mirkten, und es ist unwahrscheinlich, dass der erwartete zusitzliche Verbrauch
(ausschlieSlich) durch russische Hersteller gedeckt wird. Zudem bauen eine Reihe traditioneller russischer Export-
mirkte wie Agypten, die Tiirkei, Peru und Brasilien ihre eigenen Produktionskapazititen fiir AN oder andere stick-
stofthaltige Diingemittel auf (siche Erwagungsgrund 87).

(155) Auf jeden Fall ist der Unionsmarkt wegen der geografischen Nihe und fest etablierter Vertriebskanile attraktiver
als der lateinamerikanische. Die russischen Ausfiihrer erzielen aufgrund der erheblich geringeren Transportkosten
hohere Gewinne und wiirden es daher, wenn sie die Wahl hitten, vorziehen, in die Union zu verkaufen -zumal
wenn das Preisniveau in der Union héher bleibt als in Drittlindern.

(156) Die Kommission ermittelte den im UZU nicht schidigenden Preis fiir den Wirtschaftszweig der Union, indem auf
die Produktionskosten (berechnet anhand der in Tabelle 7 aufgefithrten gepriiften Daten der in die Stichprobe ein-
bezogenen Unionshersteller) die VVG-Kosten und die Zielgewinnspanne aufgeschlagen wurden.

(157) Auf der Grundlage der gepriiften Daten der vier in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller betragen die
VVG-Kosten zwischen 5 und 8 % der Produktionskosten, und die Zielgewinnspanne fiir diesen Wirtschaftszweig
liegt bei 8 %, wie in einer vorherigen Untersuchung (') ermittelt.

(158) Basierend auf diesen Zahlen liegt der nicht schidigende Preis fiir den Wirtschaftszweig der Union im UZU im
Bereich von 257 EUR bis 264 EUR pro Tonne.

(159) Die Kommission stellt fest, dass einer der beiden russischen Hersteller, die im UZU einer Preisverpflichtung unter-
lagen, die betroffene Ware zu einem hoheren Preis als dem Mindesteinfuhrpreis gemaf$ der Preisverpflichtung ver-
kaufte. Der zweite ausfithrende Hersteller dagegen, der nur wahrend eines begrenzten Teils des UZU der Preisver-
pflichtung unterlag, verkaufte unterhalb des Mindesteinfuhrpreises. Unter diesen Umstidnden ist unklar, welche
Preise sie festlegen wiirden, wenn die Verpflichtungen zusammen mit den Antidumpingzollen auslaufen wiirden.
Ferner sei darauf hingewiesen, dass die betreffenden Mengen fiir diese beiden ausfiihrenden Hersteller im UZU
nicht signifikant waren. Auferdem ist zu bedenken, dass die anderen russischen Hersteller bei einem Auslaufen
der Mafinahmen erneut auf dem EU-Markt in Erscheinung treten diirften, was den Konkurrenz- und Preisdruck
auch fiir die beiden ausfiihrenden Hersteller, fiir die wihrend des UZU Preisverpflichtungen galten, zunehmen
lieRe.

(160) Einer der entscheidenden Punkte bei der Priifung der Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Schadigung
ist, zu welchen Preisen die zusitzlichen Ausfuhren der Unternehmen, die keiner Preisverpflichtung unterliegen,
wahrscheinlich erfolgen. Wihrend des UZU verkauften die russischen Ausfiihrer fiir einen Preis von durchschnitt-
lich 201 EUR pro Tonne in Drittlinder — 34 % unter dem derzeitigen durchschnittlichen Preis, zu dem Unio-
nshersteller in der Union verkaufen. Diese russischen Ausfuhrpreise sind, wie in Erwdgungsgrund 58 angefiihrt,
tragfahig. Wahrscheinlich wiirden die Ausfuhren russischer Unternehmen, die keiner Preisverpflichtung unterlie-
gen, bei einem Ausbleiben der Antidumpingmafnahmen zu durchschnittlichen Preisen auf den Unionsmarkt
gelangen, die unter denen der Einfuhren aus Drittlindern und auch unter denen der Einfuhren aus Russland
gemif$ der Preisverpflichtung liegen, die am oberen Ende der Spanne des den Wirtschaftszweig der Union nicht
schidigenden Preises anzusiedeln sind. Ansonsten wire es ihnen nicht moglich, den Marktanteil zu erhéhen. Da
das derzeitige Preisniveau der Einfuhren aus Russland, die einer Preisverpflichtung unterliegen, bei einem der aus-
fihrenden Hersteller am oberen Ende der Spanne fiir den nicht schidigenden Preis liegt, hilt es die Kommission
anhand der derzeit vorliegenden Informationen fiir wahrscheinlich, dass diese zusatzlichen Einfuhren zu einem
schidigenden Preis stattfinden werden. Trotz der derzeitigen Gewinnspanne des Wirtschaftszweigs der Union wiir-
den solche Preise die normalen Gewinne gefihrden, die der Wirtschaftszweig der Union ohne gedumpte Einfuhren
erwarten kann.

(") Verordnung (EG) Nr. 658/2002 des Rates, Erwdgungsgriinde 97 und 98 (ABI. L 102 vom 18.4.2002, S.1.)
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(161) Nach der Unterrichtung fuhrte der RFPA an, dass der Vergleich zwischen den Preisen russischer Ausfuhren in
Drittlinder und den Unionspreisen nicht aussagekriftig sei; es sollten vielmehr Verkdufe auf demselben Markt mit-
einander verglichen und gebithrende Berichtigungen fiir Unterschiede bei Zollen, der jeweiligen Handelsstufe usw.
vorgenommen werden.

(162) Dieser Einwand kann nicht akzeptiert werden. Die Kommission behauptet nicht, dass bei einem Auslaufen der
Mafinahmen die Preise der russischen Ausfuhren um 34 % unter den Unionspreisen lagen. Sie hilt es aber fiir
wahrscheinlich, dass das Preisniveau der russischen Ausfuhren in die Union bei einem Ausbleiben der Mafinah-
men unterhalb der Herstellungskosten in der Union zuziiglich einer angemessenen Gewinnspanne lige und daher
schidigend wire. Dieses Preisniveau wire fiir die russischen Ausfithrer immer noch attraktiver als die derzeitigen
Preise der Verkaufe in Drittmarkte. Daher ist eine Umlenkung der derzeitigen Handelsstrome zu erwarten.

(163) Die Untersuchung hat ferner gezeigt, dass — angesichts der steigenden Produktionskosten wihrend des Bezugs-
zeitraums (siehe Tabelle 7) — kurzfristig keine Senkung der Produktionskosten und somit des nicht schddigenden
Preises zu erwarten ist. Es gibt keine Anzeichen fiir eine wahrscheinliche Anderung dieser Entwicklung.

(164) Nach der Unterrichtung betonte der RFPA, er habe am Tag vor der Unterrichtung Informationen iiber sinkende
Gaspreise in der Union vorgelegt. Er fithrte dabei insbesondere die Zahlen aus einem fiithrenden Fachblatt fiir den
Diingemittelmarkt an, nach denen die Preise an den Gashandelsplitzen der EU den niederlindischen Gasmarkt-
preisen der ,Title Transfer Facility“ (TTF) entsprechen anstatt den nicht reprasentativen Waidhaus-Preisen. Aufier-
dem nannte der RFPA die US-Gaspreise und den Anlegerbericht von Yara International fiir das erste Quartal 2014
als Beleg, dem zufolge das Unternehmen erheblich niedrigere Gaskosten erwartet.

(165) Die Kommission weist auf die von einigen Bauernverbinden vorgelegte Wirtschaftsstudie hin (siche Abschnitt 7
zum Unionsinteresse), in der es heifdt: ,Die Erdgaspreise in der EU sind hoher als in den meisten anderen Regio-
nen, und es ist zu erwarten, dass sie in absehbarer Zeit weiter steigen.“ Was den von Yara International angekiin-
digten Riickgang der Gaskosten angeht, so kann dies hier nicht herangezogen werden, da es sich bei Yara um eine
multinationale Gruppe mit Zugang zu mehreren giinstigen Gasquellen auflerhalb der Union handelt. Andere Her-
steller der betroffenen Ware, insbesondere in den ostlichen Lindern der Union, sind vom russischen Gas abhin-
gig. Daher sieht die Kommission nach wie vor keine iiberzeugenden Belege dafiir, dass die Gaspreise fiir die Unio-
nshersteller in naher Zukunft deutlich zuriickgehen werden.

6.3.  Auswirkungen der voraussichtlichen Einfuhrmengen und Preise im Falle einer Aufhebung der
Maf$nahmen

(166) Da das AN aus Russland in betrachtlichen Mengen und zu schidigenden Preisen auf den Unionsmarkt ausgefiithrt
wiirde, wiren die Unionshersteller gezwungen, ihre Preise zu senken, um ihre Verkaufsmengen und ihren Markt-
anteil aufrechtzuerhalten. AN ist ein Grundstofferzeugnis, bei dem der Wettbewerb unter den Herstellern vor
allem tiber den Preis lduft.

(167) Nach der Unterrichtung brachte der RFPA vor, es seien technische Handelshemmnisse fiir die Einfuhr von AN aus
Russland in die Union zu beriicksichtigen, und zwar das Verkaufsverbot in Deutschland oder die strengen Lager-
ungsvorschriften fiir AN in einigen anderen Mitgliedstaaten. Insofern als diese Beschrinkungen sowohl fiir Aus-
fihrer aus Drittlindern als auch fiir Unionshersteller gelten und keine Diskriminierung vorliegt, ist die Kommis-
sion der Auffassung, dass dieser Einwand zuriickzuweisen ist.

6.4.  Schlussfolgerungen

(168) In Anbetracht der Feststellungen der Untersuchungen, der Kapazititsreserven in Verbindung mit einem nur mafi-
gen Verbrauchsanstieg in Russland selbst, der begrenzten Moglichkeiten, die Ausfuhren in Drittlinder zu erh6hen,
und der Attraktivitit des Unionsmarkts wiirde eine Authebung der Manahmen wahrscheinlich zu erneuten Ein-
fuhren zu gedumpten Preisen aus Russland fithren.

(169) Die Untersuchung hat ebenfalls ergeben, dass der Wirtschaftszweig der Union derzeit keine Schadigung erleidet.
Es gibt jedoch keine Anzeichen dafiir, dass diese Situation anhielte, wenn die Mafinahmen auslaufen wiirden. Im
Gegenteil: Der vom Antragsteller vorgelegten Marktanalyse zufolge haben die Marktpreise fiir AN jetzt ihren Spit-
zenstand und den Hohepunkt des Konjunkturzyklus erreicht. Jetzt wird fir die Konjunktur und damit auch fir
die Preise eine Entwicklung nach unten prognostiziert. Konkret bedeutet das, dass die Preise, die seit 2009 konti-
nuierlich gestiegen sind, jetzt zu sinken scheinen. Deshalb sind das vom Wirtschaftszweig der Union erzielte Preis-
niveau und der entsprechende Gewinn in absehbarer Zukunft nicht zu erreichen. Zudem bleiben die Produktions-
kosten konstant oder steigen weiter an, was weiteren Druck auf die Gewinnspanne des Wirtschaftszweigs der
Union ausiibt. Vor diesem Hintergrund und angesichts des Verbrauchsriickgangs in der Union wiirde eine massive
Zunahme der Einfuhren zu deutlich niedrigeren Preisen zu einem starken Druck auf die Verkaufspreise des Wirt-
schaftszweigs und einem betrichtlichen Marktanteilverlust fihren. Damit trdte aller Wahrscheinlichkeit nach
unausweichlich eine erneute bedeutende Schidigung ein.
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(170) Nach der Unterrichtung kritisierte der RFPA, dass sich die Kommission auf die vom Antragsteller vorgelegte
Marktanalyse stiitze, und merkte an, dass das zu erwartende Preisniveau in den Jahren 2017 und 2018 hnlich
hoch wie 2010 und héher als in den Jahren davor sei. Er wies aullerdem darauf hin, dass die durchschnittliche
Rentabilitdt des Wirtschaftszweigs der Union 2010 (12,8 %) iiber der Zielgewinnspanne gelegen habe und dass
der Quartalsbericht von Yara International fiir 2014 vielversprechende Perspektiven aufzeige.

(171) Da eine Auslaufiiberpriifung prospektiv angelegt ist, ist es schwierig, genaue Prognosen fiir das Preisniveau im
Jahr 2017 und dariiber hinaus anzustellen. Unabhingige Marktanalysen deuten jedoch darauf hin, dass das Preis-
niveau der betroffenen Ware in den nichsten beiden Jahren fallen diirfte. Zusammen mit dem erwarteten Anstieg
der Produktionskosten wird dies aller Wahrscheinlichkeit nach die Gewinne, die der Wirtschaftszweig der Union
derzeit erzielt, zuriickgehen lassen. Diese Schlussfolgerung fuir die Prognosen bleibt auch davon unberiihrt, dass
wihrend des UZU und des Bezugszeitraums der Gewinn des Wirtschaftszweigs der Union iiber der in einer vor-
herigen Untersuchung festgelegten Zielgewinnspanne von 8 % lag. Dass bei der Auslaufiiberpriifung, die zur Been-
digung der Antidumpingmafinahmen gegentiber den Einfuhren von Harnstoff aus Russland fiihrte, ein erneutes
Auftreten der Schddigung fiir nicht wahrscheinlich gehalten wurde, ist diesbeziiglich nicht relevant, da jeder Fall
fur sich unter Beriicksichtigung der besonderen Gegebenheiten zu priifen ist. Die Prisentation fiir die Anleger von
Yara International fiir das erste Quartal 2014 wiederum zielt nicht speziell auf die betroffene Ware ab und sollte
nicht als reprasentativ fir die Erwartungen des betreffenden Wirtschaftszweigs der Union angesehen werden.
Daher wird dieser Einwand zuriickgewiesen.

(172) Vertreter der russischen Behorden und des RFPA brachten vor, die Kommission habe nicht eindeutig nachgewie-
sen, dass es bei einem Auslaufen der Mafnahmen erneut zu gedumpten Einfuhren der betroffenen Ware und
damit zu einer erneuten Schddigung des Wirtschaftszweigs der Union kime.

(173) Auflerdem hat die Kommission laut dem RFPA keinen kausalen Zusammenhang zwischen einer Beendigung der
Maflnahmen und der Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Schidigung aufgezeigt. Stattdessen seien
offenbar die in der Unterrichtungsunterlage genannten externen Faktoren (Verbrauchsriickgang, sinkende Preise,
steigende Produktionskosten, geringe Kapazititsauslastung) die Ursachen des wahrscheinlichen erneuten Auftre-
tens der Schadigung.

(174) Die Kommission stimmt dem nicht zu. Die wahrscheinliche erneute Schidigung bei einem Auslaufen der Mafnah-
men ist hauptsichlich mit dem wahrscheinlichen erneuten Auftreten gedumpter Einfuhren aus Russland in erheb-
lichen Mengen und zu Preisen, die unter den Unionspreisen liegen, fiir die russischen Ausfiihrer aber immer noch
rentabel sind, zu begriinden. Die Kommission erwahnte in ihrer Gesamtbewertung zwar einige externe Faktoren,
tat dies aber lediglich, um andere Faktoren aufzuzeigen, die in den nichsten Jahren moglicherweise Auswirkungen
auf den Unionsmarkt und damit auf die Lage des Wirtschaftszweigs der Union haben; die Schlussfolgerung, dass
das schidigende Dumping bei einem Auslaufen der Mafnahmen wahrscheinlich erneut auftritt, bleibt davon
unberiihrt.

7. UNIONSINTERESSE

(175) Nach Artikel 21 der Grundverordnung priifte die Kommission, ob eine Aufrechterhaltung der geltenden Antidum-
pingmafnahmen gegeniiber Russland dem Interesse der Union insgesamt zuwiderlaufen wiirde. Bei der Ermittlung
des Unionsinteresses wurde allen betroffenen Interessen Rechnung getragen, den Interessen des Wirtschaftszweigs
der Union, der Einfithrer und der Verwender.

(176) Alle interessierten Parteien erhielten nach Artikel 21 Absatz 2 der Grundverordnung Gelegenheit, ihren Stand-
punkt darzulegen.

(177) In der Ausgangsuntersuchung wurde die Auffassung vertreten, dass die Einfithrung von Maffnahmen dem Interes-
se der Union nicht zuwiderlaufe. Da es sich bei der jetzigen Untersuchung um eine Uberpriifung der Manahmen
handelt, die seit 1995 in Kraft sind, kann mit dieser Analyse beurteilt werden, ob die geltenden Antidumpingmaf-
nahmen die betroffenen Parteien unverhiltnisméfig stark beeintrichtigen.

(178) Auf dieser Grundlage wurde gepriift, ob ungeachtet der Schlussfolgerungen zur Wahrscheinlichkeit eines erneuten
Auftretens des Dumpings sowie zur Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Schidigung zwingende
Griinde dafiir sprechen, dass die Aufrechterhaltung der Mafinahmen nicht im Interesse der Union lage.

7.1.  Interesse des Wirtschaftszweigs der Union

(179) Die bestehenden Maffnahmen haben zu einem betrachtlichen Riickgang der gedumpten Einfuhren aus Russland
beigetragen und dem Wirtschaftszweig der Union Entlastung verschafft. Der Wirtschaftszweig der Union befindet
sich in einer guten Lage, was vor allem durch anhaltende Gewinne deutlich wird. Es ist jedoch zu bedenken, dass
der Gewinn einiger Unionshersteller bereits deutlich unter dem durchschnittlichen Gewinn des Wirtschaftszweigs
der Union und sogar unter der Zielgewinnspanne von 8 % liegt.
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(180) Bei einem Auslaufen der Mafnahmen wiirde sich der Wirtschaftszweig der Union aller Wahrscheinlichkeit nach
der unlauteren Konkurrenz seitens der russischen Hersteller ausgesetzt sehen. Die Beendigung der Mafinahmen
wiirde ohne Zweifel zu einer raschen Verschlechterung seiner wirtschaftlichen Lage fithren. Sie liegt daher nicht
im Interesse des Wirtschaftszweigs der Union.

7.2. Interesse der Einfiihrer

(181) In der vorausgegangenen Untersuchung wurde festgestellt, dass die Einfilhrung von Mafinahmen wahrscheinlich
keine gravierenden negativen Auswirkungen auf die Einfithrer und Verwender in der Union hitte. Der EFIA mel-
dete sich als interessierte Partei und forderte, die Manahmen aus mehreren Griinden auslaufen zu lassen:

— Sie seien seit fast 20 Jahren in Kraft, und der erwiinschte Effekt, die Unionshersteller zu schiitzen, sei erreicht
worden;

— aufgrund des steigenden Inlandsverbrauchs in Russland bestehe keine Gefahr, dass russische Waren wieder auf
den Unionsmarkt gelenkt wiirden;

— es sei im Interesse der Verwender, Zugang zu verschiedenen Bezugsquellen und damit eine groflere Wahl zu
haben.

(182) Diese Einwinde sollten zuriickgewiesen werden. Zwar erleidet der Wirtschaftszweig der Union derzeit keine
bedeutende Schidigung. Bei einer Auslaufiiberpriifung geht es aber darum, was kiinftig passieren wiirde, wenn
die Mafinahmen ausliefen. In dieser Hinsicht kann die derzeitige Lage des Wirtschaftszweigs der Union nur inso-
fern als entscheidender Indikator fur die kiinftige Entwicklung herangezogen werden, als sie es ermoglicht, den
nicht schadigenden Preis zu bestimmen.

(183) Die Einfithrer und Héndler in der Union haben neben Russland Zugang zu einer Reihe weiterer Quellen innerhalb
und auferhalb der Union. Russland ist das einzige Land, gegen das Maffnahmen in Kraft sind.

7.3. Interesse der Verwender

(184) Mehrere Verwenderverbidnde haben sich gemeldet. Einige von ihnen wollten allerdings lediglich als interessierte
Parteien registriert werden und duflerten sich nicht speziell zum Unionsinteresse. Zwei nationale Verbande sind
der Ansicht, dass es nicht mehr in ihrem Interesse liege, die Mafnahmen aufrechtzuerhalten, nachdem sie so lange
in Kraft gewesen seien.

(185) Folgende Griinde wurden vorgebracht:

— der hohe Anteil von Diingemitteln an den Produktionskosten der Landwirte (je nach Kulturpflanze zwischen 7
und 42 % der variablen Kosten);

— die Moglichkeit, Diingemittel zu einem Preis zu beziehen, der etwa 15 bis 20 EUR unter dem Preis der Unio-
nshersteller liege;

— die Verfiigbarkeit einer etwas anderen Ware (russische Prills sind angeblich etwas kleiner als die der Union
und daher fiir bestimmte Produktionszwecke besser geeignet) und

— die Moglichkeit, auf mehrere Lieferanten zugreifen zu konnen, was den Wettbewerb stirke und oligopolisti-
sche Stellungen und Preisabsprachen verhindere.

(186) Diese Einwinde sind aus denselben Griinden wie in den Erwigungsgriinden 182 und 183 dargelegt zuriickzuwei-
sen. Der Kommission sind keine wettbewerbsfeindlichen Praktiken seitens der Unionshersteller bekannt; diese ste-
hen auf dem Unionsmarkt in freiem Wettbewerb.

(187) Der Verwenderfragebogen wurde von keinem Landwirt beantwortet. Deshalb konnten die genauen Auswirkungen
der Preise von Diingemitteln im Allgemeinen und AN im Besonderen auf die Produktionskosten der Landwirte
nicht gepriift werden. Die angefiihrten betrachtlichen positiven Auswirkungen von niedrigeren AN-Preisen auf die
Produktionskosten der Landwirte konnten folglich nicht bestitigt werden. Die der Kommission vorliegenden Infor-
mationen zeigen dagegen, dass AN nur etwa 21 % des gesamten Unionsverbrauchs aller stickstoffhaltigen Diinge-
mittel (Ammoniumnitrat, Kalkammonsalpeter, Harnstoff, Harnstoff-AN-Losung, NPK/NP/NK und andere) aus-
macht (). Da es zudem andere Diingemittel gibt (mit einem hoéheren Kalium- und Phosphatgehalt), wird der
Anteil von AN an allen von Landwirten in der Union verwendeten Diingemitteln sogar auf unter 21 % geschitzt.
Es kann daher berechtigterweise die Schlussfolgerung gezogen werden, dass die Auswirkungen der derzeit gelten-
den Maflnahmen auf die Landwirte der Union insgesamt unerheblich sind.

(") Quelle: http:|fwww.fertilizerseurope.com/fileadmin/user_upload/publications/statistics_publications/Stat_website.pdf
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(188) Auflerdem wire, selbst wenn in unmittelbarer Zukunft die Verfugbarkeit giinstigerer Diingemittel im Interesse der
Landwirte liegen mag, mittel- oder schon kurzfristig ein erneutes Auftreten der Schidigung des Wirtschaftszweigs
der Union wahrscheinlich, verbunden mit der Gefahr, dass einige der anfélligeren Unionshersteller in bestimmten
Regionen der Union nicht mehr bestehen konnten. Dann wiren die Wahlmoglichkeiten fiir Verwender (Landwirte)
sogar noch geringer, und sie konnten in die Abhingigkeit von russischen Ausfuhren geraten, was wiederum Preis-
steigerungen zur Folge haben konnte.

(189) Ein Verwenderverband legte eine Studie eines unabhingigen Wirtschaftsberatungsunternehmens vor, der zufolge
eine Beendigung der geltenden Mafnahmen zu einem Riickgang der Diingemittelpreise in der Union zum Nutzen
der Verwender, einem geringen Anstieg der Einfuhrmengen und leichten negativen Auswirkungen fiir die Unio-
nshersteller fihren wiirde, wobei Letztere aber durch die soliden Gewinnspannen aufgefangen wiirden, die die
Hersteller derzeit erzielen. Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass einige der Annahmen, die der angefiithrten wirt-
schaftlichen Studie zugrunde liegen, nicht mit den Feststellungen der Untersuchung iibereinstimmen. Der in der
Untersuchung festgestellte Preis der Ausfuhren von AN von Russland in Drittlinder ist niedriger als der in der
Studie angenommene Preis. Auch die Werte fiir die russischen Kapazititen und den potenziellen Inlandsverbrauch
unterscheiden sich von denen, die bei den Simulationen fiir die Auswirkungen einer Authebung der Malnahmen
verwendet wurden. Die Studie ist also fiir das Ziehen eindeutiger Schlussfolgerungen nur begrenzt geeignet.

(190) Nach der Unterrichtung beantragten einige Bauernverbinde eine Anhorung bei der Kommission und reichten eine
leicht tiberarbeitete Fassung der im vorigen Erwiagungsgrund genannten Studie ein, in der die von der Kommis-
sion in der Unterrichtungsunterlage vorgelegten Daten beriicksichtigt wurden.

(191) Die iiberarbeitete Studie scheint die Annahme der Kommission zu bestitigen, dass der russische Ausfuhrpreis auf
ein Niveau sinke, das in etwa den russischen Inlandspreisen entsprache (221 EUR pro Tonne). Das zwinge die
Unionshersteller, ihre Preise zu senken, um keine Marktanteile einzubiifSen.

(192) Die Bauernvertreter erlduterten ihre schwierige Situation: Sie stiinden in Konkurrenz zu Produzenten landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse aus Drittlindern, wiirden dabei aber im Gegensatz zu den Unionsherstellern der betroffe-
nen Ware nicht durch Antidumpingzélle geschiitzt. Sie rechnen bei einem Auslaufen der Mafnahmen damit, dass
der Preis der betroffenen Ware zuriickgehe; die Nachteile fiir die Unionshersteller wiirden dann durch die Vorteile
fur die Landwirte, eine Gruppe von Verwendern mit Millionen von Beschiftigten in der Union, ausgeglichen.
Dariiber hinaus fithrten die Bauernvertreter an, wenn der Preis der betroffenen Ware zuriickginge, zogen sie sie
eher anderen billigeren, aber umweltschadlicheren Diingemitteln wie Harnstoff oder Harnstoff-Ammoniumnitrat-
Losungen vor. Dies kime der Umwelt zugute. Sie schlugen vor, die Maflnahmen, wenn sie aufrechterhalten wiir-
den, auszusetzen (dhnlich wie in einer anderen Untersuchung zu Einfuhren von Siliciummangan aus China,
Kasachstan und der Ukraine (%)).

(193) Die Kommission priifte die Argumente der Bauernverbinde sorgfiltig. Es ist unstrittig, dass die Landwirte in der
Union Zugang zur betroffenen Ware aus der Produktion von Unionsherstellern und von Herstellern aus anderen
Drittlindern au8er Russland haben. Doch vor allem, wie in der Anh6rung am 19. Juni 2014 bestitigt und entge-
gen der Annahme in der wirtschaftlichen Studie, gibt es keine Garantie dafiir, dass ein anfinglicher potenzieller
Riickgang des Preises der betroffenen Ware (falls die geltenden Maflnahmen ausliefen) an die Endverwender wei-
tergegeben wiirde. Die Landwirte beziehen die betroffene Ware sehr hdufig von Héandlern und kennen nicht ein-
mal den Ursprung der Diingemittel, solange sie ihren Anforderungen entsprechen (Grofe der Prills oder Granulate
usw.). Daher ist es bei einem Auslaufen der Malnahmen sehr wahrscheinlich, dass die Unionshersteller der betrof-
fenen Ware erneut geschidigt wiirden, doch fiir einen Nutzen fiir die Verwender gibt es keine Garantie.

(194) Antidumpingmafinahmen gegeniiber den Einfuhren der betroffenen Ware sind seit vielen Jahren in Kraft — ohne
unverhiltnismiRige, potenziell existenzgefdhrdende Kosten fiir die Landwirte zu verursachen. Bei der Untersu-
chung des Unionsinteresses wird die Verhéltnismafigkeit bei einer Aufrechterhaltung der Maflnahmen gepriift,
wobei die verschiedenen und konkurrierenden Interessen beriicksichtigt werden. Die Malnahmen aufrechtzuerhal-
ten liegt im Interesse der Unionshersteller, denn wenn sie aufgehoben wiirden, konnten viele von ihnen nicht
mehr bestehen. Mit Blick auf die Verhéltnismafigkeit ist es daher im Interesse der Union, die Manahmen auf-
rechtzuerhalten, da der Kommission keine Nachweise dafiir vorliegen, dass die Landwirte infolge der Maflnahmen
unverhiltnismifig hohe Kosten tragen miissten. In jedem Fall erkannten die Landwirte an, dass sie lieber viele
Bezugsquellen hitten und dass ein Verschwinden der Unionshersteller vom Markt nicht in ihrem Interesse wire.

(195) Zuletzt, wie in Erwagungsgrund 193 erwihnt, gibt es keine Belege dafiir, dass eine Aufhebung der Maffnahmen
zu einem Preisriickgang des AN fithren wiirde, der an die Verwender weitergegeben wiirde, sodass diese von
umweltschidlicheren Diingemitteln auf AN umsteigen wiirden. Die angefithrten positiven Auswirkungen auf die

() ABLL 317 vom 5.12.2007, S. 5.
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Umwelt sind daher nicht fundiert. In jedem Fall hitten solche Umwelteffekte nicht die Grofenordnung, dass es
gegen das Gesamtinteresse der Union wire, die Mafnahmen aufrechtzuerhalten. Was den Vorschlag der Ausset-
zung der Maflnahmen angeht, so ist dies nicht moglich, da die rechtlichen Voraussetzungen nach Artikel 14
Absatz 4 der Grundverordnung in diesem Fall nicht erfillt sind.

(196) Angesichts dieser Sachlage kommt die Kommission zu dem Schluss, dass eine Beendigung der Mainahmen nicht
im Interesse der Verwender wire oder dass zumindest die Vorteile einer Aufhebung fiir die Verwender die Nach-
teile fiir den Wirtschaftszweig der Union nicht aufwiegen konnten.

7.4.  Schlussfolgerung zum Unionsinteresse

(197) Angesichts der Erwagungsgriinde 179 bis 195 wird der Schluss gezogen, dass keine zwingenden, im Unionsinte-
resse liegenden Griinde gegen die Aufrechterhaltung der geltenden Antidumpingmafinahmen sprechen.

8. ENDGULTIGE ANTIDUMPINGMASSNAHMEN

(198) Alle Parteien wurden iiber die wesentlichen Tatsachen und Erwigungen unterrichtet, auf deren Grundlage beab-
sichtigt wurde, die Aufrechterhaltung der geltenden Mafinahmen zu empfehlen. Nach dieser Unterrichtung wurde
ihnen ferner eine Frist zur Stellungnahme eingerdumt. Die Stellungnahmen und Sachiufferungen wurden, soweit
angezeigt, gebithrend beriicksichtigt.

(199) Nach der Unterrichtung beantragte ein russischer Hersteller, der nicht fur die Stichprobe ausgewahlt worden war,
bei der Kommission Verhandlungen iiber eine Preisverpflichtung und schlug einen Mindestpreis und eine Hochst-
menge vor. Es gibt jedoch in der Grundverordnung keine Rechtsgrundlage fir die Annahme eines Preisverpflich-
tungsangebots im Rahmen einer Auslaufiiberpriifung, da die Art der Mafnahmen nicht geindert werden kann.
Der betreffende russische Hersteller konnte eine Interimsiiberpriifung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverord-
nung beantragen, wenn er die Voraussetzungen dafiir als gegeben ansieht.

(200) Nach der Unterrichtung beantragte die Acron-Gruppe bei der Kommission die Einstellung des Verfahrens in Bezug
auf Acron, da die Gruppe sich in einer anderen Situation befinde als die anderen russischen Hersteller. Die Unter-
suchung ergab jedoch, dass fiir Acron die gleichen Voraussetzungen gelten wie fiir die anderen russischen Herstel-
ler. Zudem bietet Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung keine Rechtsgrundlage fiir eine Unterscheidung zwi-
schen verschiedenen ausfithrenden Herstellern.

(201) Dementsprechend und in Anbetracht der Schlussfolgerungen hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens
oder erneuten Auftretens des Dumpings und der Schidigung sollten die Antidumpingmafnahmen gegeniiber den
Einfuhren von Ammoniumnitrat mit Ursprung in Russland, die mit der Verordnung (EG) Nr. 661/2008, geindert
durch die Verordnung (EG) Nr. 989/2009 des Rates, eingefithrt wurden, nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundver-
ordnung fur weitere fiinf Jahre aufrechterhalten werden.

(202) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maffnahmen stehen im Einklang mit der Stellungnahme des mit Artikel 15
Absatz 1 der Grundverordnung eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Es wird ein endgiiltiger Antidumpingzoll auf die Einfuhren fester Diingemittel mit einem Gehalt an Ammonium-
nitrat von mehr als 80 GHT mit Ursprung in Russland eingefiihrt, die derzeit unter den KN-Codes 3102 30 90,
3102 40 90, ex 3102 29 00, ex 3102 60 00, ex 3102 90 00, ex 3105 10 00, ex 3105 20 10, ex 3105 51 00,
ex 3105 59 00 und ex 3105 90 20 eingereiht werden.

(2)  Bei den endgiiltigen Antidumpingzollsitzen handelt es sich um Festbetrige, die unter den Buchstaben a, b und ¢
angegeben sind.

a) Fur von den Unternehmen Open Joint Stock Company (OJSC) ,Azot”, Novomoskovsk, Russland, oder Open Joint
Stock Company (OJSC) ,Nevinnomyssky Azot, Nevinnomyssk, Russland, hergestellte Waren, die entweder direkt an
den ersten unabhingigen Abnehmer in der EU oder von EuroChem Trading GmbH, Zug, Schweiz, oder iiber Open
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Joint Stock Company (OJSC) Mineral and Chemical Company ,EuroChem*, Moskau, Russland, oder EuroChem Tra-
ding GmbH, Zug, Schweiz, (TARIC-Zusatzcode A522) an den ersten unabhingigen Abnehmer in der Union verkauft
werden:

Fester Zollbetrag

Warenbezeichnung KN-Code TARIC-Code (EUR pro Tonne)

Anderes Ammoniumnitrat (Ammonsalpeter) als in wéssriger

. 3102 30 90 — 32,82
Losung

Mischungen von Ammoniumnitrat (Ammonsalpeter) und Cal-
ciumcarbonat oder anderen nicht diingenden anorganischen 3102 40 90 — 32,82
Stoffen mit einem Gehalt an Stickstoff von mehr als 28 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat

(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT 310229 00 10 32,82
Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat

(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT 310260 00 10 32,82
Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat 3102 90 00 10 32.82

(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT, kein Phosphor und 3105 10 00 10 32,82
kein Kalium enthaltend

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und/oder Kalium, berechnet als
K,O, von weniger als 3 GHT

3105 10 00 20 31,84

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und/oder Kalium, berechnet als
K,O, von 3 GHT oder mehr, aber weniger als 6 GHT

3105 10 00 30 30,85

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und/oder Kalium, berechnet als
K,O, von 6 GHT oder mehr, aber weniger als 9 GHT

3105 10 00 40 29,87

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und/oder Kalium, berechnet als
K,O, von 9 GHT bis 12 GHT

3105 10 00 50 28,88

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0;, und Kalium, berechnet als K,0,
von weniger als 3 GHT

3105 20 10 30 31,84

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und Kalium, berechnet als K,0,
von 3 GHT oder mehr, aber weniger als 6 GHT

3105 20 10 40 30,85
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Warenbezeichnung

KN-Code

TARIC-Code

Fester Zollbetrag
(EUR pro Tonne)

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und Kalium, berechnet als K,O,
von 6 GHT oder mehr, aber weniger als 9 GHT

3105 20 10

50

29,87

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und Kalium, berechnet als K,0,
von 9 GHT bis 12 GHT

3105 20 10

60

28,88

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, von weniger als 3 GHT

3105 51 00

10

31,84

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0;, von 3 GHT oder mehr, aber weni-
ger als 6 GHT

3105 51 00

20

30,85

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, von 6 GHT oder mehr, aber weni-
ger als 9 GHT

3105 51 00

30

29,87

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0;, von 9 GHT bis 10,40 GHT

3105 51 00

40

29,41

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, von weniger als 3 GHT

3105 59 00

10

31,84

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P205, von 3 GHT oder mehr, aber
weniger als 6 GHT

3105 59 00

20

30,85

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0;, von 6 GHT oder mehr, aber weni-
ger als 9 GHT

3105 59 00

30

29,87

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0;, von 9 GHT bis 10,40 GHT

3105 59 00

40

29,41

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Kalium, berechnet als K,0, von weniger als 3 GHT

3105 90 20

30

31,84

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Kalium, berechnet als K,0, von 3 GHT oder mehr, aber weniger
als 6 GHT

3105 90 20

40

30,85
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Fester Zollbetrag

Warenbezeichnung KN-Code TARIC-Code (EUR pro Tonne)

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Kalium, berechnet als K,0, von 6 GHT oder mehr, aber weniger
als 9 GHT

3105 90 20 50 29,87

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an 3105 90 20 60 28,88
Kalium, berechnet als K,0, von 9 GHT bis 12 GHT

b) Fir vom Unternehmen JSC Kirovo-Chepetsky Khimichesky Kombinat (TARIC-Zusatzcode A959) hergestellte Waren:

Fester Zollbetrag

Warenbezeichnung KN-Code TARIC-Code (EUR pro Tonne)

Anderes Ammoniumnitrat (Ammonsalpeter) als in wéssriger

Lo 3102 30 90 — 47,07
osung

Mischungen von Ammoniumnitrat (Ammonsalpeter) und Cal-
ciumcarbonat oder anderen nicht diingenden anorganischen 3102 40 90 — 47,07
Stoffen mit einem Gehalt an Stickstoff von mehr als 28 GHT

Fir in Absatz 1 aufgefithrte Waren, die von JSC Kirovo-Chepetsky Khimichesky Kombinat hergestellt werden, in der
vorstehenden Tabelle aber nicht aufgefiihrt sind, gelten keine Antidumpingzolle.

c) Fir alle tibrigen Unternehmen (TARIC-Zusatzcode A999):

Fester Zollbetrag

Warenbezeichnung KN-Code TARIC-Code (EUR pro Tonne)

Anderes Ammoniumnitrat (Ammonsalpeter) als in wéssriger

. 3102 30 90 — 47,07
Losung

Mischungen von Ammoniumnitrat (Ammonsalpeter) und Cal-
ciumcarbonat oder anderen nicht diingenden anorganischen 3102 40 90 — 47,07
Stoffen mit einem Gehalt an Stickstoff von mehr als 28 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat

(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT 310229 00 10 47,07
Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat

(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT 310260 00 10 47,07
Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat 3102 90 00 10 47,07

(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT, kein Phosphor und 3105 10 00 10 47,07
kein Kalium enthaltend
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Warenbezeichnung

KN-Code

TARIC-Code

Fester Zollbetrag
(EUR pro Tonne)

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und/oder Kalium, berechnet als
K,O, von weniger als 3 GHT

3105 10 00

20

45,66

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und/oder Kalium, berechnet als
K,O, von 3 GHT oder mehr, aber weniger als 6 GHT

3105 10 00

30

44,25

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und/oder Kalium, berechnet als
K,O, von 6 GHT oder mehr, aber weniger als 9 GHT

3105 10 00

40

42,83

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und/oder Kalium, berechnet als
K,O, von 9 GHT bis 12 GHT

3105 10 00

50

41,42

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und Kalium, berechnet als K,O,
von weniger als 3 GHT

3105 20 10

30

45,66

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und Kalium, berechnet als K,O,
von 3 GHT oder mehr, aber weniger als 6 GHT

3105 20 10

40

44,25

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und Kalium, berechnet als K,0,
von 6 GHT oder mehr, aber weniger als 9 GHT

3105 20 10

50

42,83

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, und Kalium, berechnet als K,0,
von 9 GHT bis 12 GHT

3105 20 10

60

41,42

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0,, von weniger als 3 GHT

3105 51 00

10

45,66

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an

Phosphor, berechnet als P,0;, von 3 GHT oder mehr, aber weni-

ger als 6 GHT

3105 51 00

20

44,25
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Fester Zollbetrag

Warenbezeichnung KN-Code TARIC-Code (EUR pro Tonne)

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an
Phosphor, berechnet als P,0;, von 6 GHT oder mehr, aber weni-
ger als 9 GHT

3105 51 00 30 42,83

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an 3105 51 00 40 42,17
Phosphor, berechnet als P,O;, von 9 GHT bis 10,40 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an 3105 59 00 10 45,66
Phosphor, berechnet als P,0,, von weniger als 3 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an

Phosphor, berechnet als P,O;, von 3 GHT oder mehr, aber weni- 3105 59 00 20 44,25
ger als 6 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat

(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an 3105 59 00 30 42.83

Phosphor, berechnet als P,0;, von 6 GHT oder mehr, aber weni-
ger als 9 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an 3105 59 00 40 42,17
Phosphor, berechnet als P,0,, von 9 GHT bis 10,40 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an 3105 90 20 30 45,66
Kalium, berechnet als K,0, von weniger als 3 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an

Kalium, berechnet als K,0, von 3 GHT oder mehr, aber weniger 310590 20 40 4425
als 6 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat

(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an 3105 90 20 50 42.83

Kalium, berechnet als K,0, von 6 GHT oder mehr, aber weniger
als 9 GHT

Feste Diingemittel mit einem Gehalt an Ammoniumnitrat
(Ammonsalpeter) von mehr als 80 GHT und einem Gehalt an 3105 90 20 60 41,42
Kalium, berechnet als K,0, von 9 GHT bis 12 GHT

(3)  Werden Waren vor ihrer Uberfiihrung in den zollrechtlich freien Verkehr beschidigt, sodass der tatsichlich
gezahlte oder zu zahlende Preis nach Artikel 145 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 (') der Kommission bei der Ermitt-
lung des Zollwertes verhdltnismifig aufgeteilt wird, so wird der in Absatz 2 festgelegte Antidumpingzoll um einen Pro-
zentsatz herabgesetzt, der der verhiltnismafSigen Aufteilung des tatsichlich gezahlten oder zu zahlenden Preises ent-
spricht.

(4)  Ungeachtet des Absatzes 1 gilt der endgiiltige Antidumpingzoll nicht fir die Einfuhren, die nach Artikel 2 in den
zollrechtlich freien Verkehr tibergefiihrt werden.

(5)  Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden Zollvorschriften Anwendung.

(") Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durchfithrungsvorschriften zu der Verordnung (EWG)
Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1).
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Artikel 2

(1) Zur Uberfithrung in den zollrechtlich freien Verkehr angemeldete Einfuhren, die von Unternehmen in Rechnung
gestellt werden, deren Verpflichtungsangebote von der Kommission angenommen wurden und die namentlich im
Beschluss 2008/577/EG in dessen zuletzt gednderter Fassunggenannt sind, sind von dem mit Artikel 1 eingefiihrten
Antidumpingzoll befreit, sofern

— sie von den betreffenden Unternehmen hergestellt und von ihnen direkt an den ersten unabhingigen Abnehmer in
der Union versandt und diesem in Rechnung gestellt werden und

— fuir diese Einfuhren eine Verpflichtungsrechnung vorgelegt wird — eine Verpflichtungsrechnung ist eine Handelsrech-
nung, die mindestens die Angaben und die Erklirung enthilt, die im Anhang dieser Verordnung vorgegeben sind —
und

— die bei den Zollbehorden angemeldeten und gestellten Waren der Beschreibung auf der Verpflichtungsrechnung
genau entsprechen.

(2)  Bei der Annahme der Anmeldung zur Uberfithrung in den zollrechtlich freien Verkehr entsteht eine Zollschuld,

— wenn bei den in Absatz 1 genannten Einfuhren festgestellt wird, dass eine oder mehrere der in jenem Absatz aufge-
fithrten Bedingungen nicht erfiillt sind, oder

— wenn die Kommission die Annahme der Verpflichtung nach Artikel 8 Absatz 9 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009

auf dem Verordnungs- oder Beschlussweg widerruft und dabei Bezug auf die fraglichen Geschiftsvorginge nimmt
und die entsprechenden Verpflichtungsrechnungen fur ungiiltig erklart.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemdf den Vertrigen unmittel-
bar in den Mitgliedstaaten.

Briissel, den 23. September 2014

Fiir die Kommission
Der Président
José Manuel BARROSO



24.9.2014 Amtsblatt der Europdischen Union L 280/51

ANHANG

Auf der in Artikel 2 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich genannten Handelsrechnung fiir die Verkdufe der Unternehmen,
die einer Verpflichtung unterliegen, in die Union sind folgende Angaben zu machen:

1

2.

. Uberschrift ,HANDELSRECHNUNG FUR WAREN, DIE EINER VERPFLICHTUNG UNTERLIEGEN®,
Name des Unternehmens, das die Handelsrechnung ausstellt,

. Nummer der Handelsrechnung,

. Datum der Ausstellung der Handelsrechnung,

. TARIC-Zusatzcode, unter dem die auf der Rechnung angegebenen Waren an der Unionsgrenze zollrechtlich abzuferti-
gen sind,

. exakte Beschreibung der Ware, einschliefSlich
— Warenkontrollnummer (Product Code Number = PCN), die fiir die Zwecke der Verpflichtung verwendet wurde,
— Beschreibung der den einzelnen PCN entsprechenden Waren,
— vom Unternehmen verwendeter Warencode (Company Product Code Number = CPC),
— TARIC-Code,
— Menge (in Tonnen),
. Beschreibung der Verkaufsbedingungen, einschliefSlich
— Preis pro Tonne,
— geltende Zahlungsbedingungen,
— geltende Lieferbedingungen,
— Preisnachldsse und Mengenrabatte insgesamt,

. Name des Einfiihrers in der Union, auf den das Unternehmen die Handelsrechnung der Waren, die einer Verpflichtung
unterliegen, direkt ausgestellt hat,

. Name der zustindigen Person des Unternchmens, das die Handelsrechnung ausgestellt hat, und folgende unterzeich-
nete Erklarung:

,Der Unterzeichnete versichert, dass der Verkauf der auf dieser Rechnung aufgefithrten Waren zur Direktausfuhr in
die Europiische Union im Geltungsbereich und gemdfl den Bedingungen der von [NAME DES UNTERNEHMENS] ange-
botenen und von der Europdischen Kommission mit dem Beschluss 2008/577/EG angenommenen Verpflichtung
erfolgt und dass die Angaben auf dieser Rechnung vollstindig und richtig sind.”
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